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RICHTLINIEN

RICHTLINIE (EU) 2018/843 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 30. Mai 2018

zur Anderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung und zur Anderung der Richtlinien
2009/138/EG und 2013/36/EU

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114,
auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europidischen Zentralbank (1),

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) ist das wichtigste Rechtsinstrument
zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems der Union zum Zwecke der Geldwische und der Terrorismus-
finanzierung. Durch jene Richtlinie, deren Umsetzungsfrist der 26.Juni 2017 war, wurde ein wirksamer und
umfassender Rechtsrahmen fiir das Vorgehen gegen die Sammlung von Geldern oder Vermogenswerten fiir
terroristische Zwecke geschaffen, bei dem den Mitgliedstaaten die Aufgabe obliegt, bestehende Risiken im Zu-
sammenhang mit Geldwische und Terrorismusfinanzierung zu ermitteln, zu analysieren und zu mindern.

(2)  Die jiingsten Terroranschlige haben neue Tendenzen zu Tage treten lassen, insbesondere bei der Art und Weise der
Finanzierung terroristischer Gruppen und bei ihrer Vorgehensweise. Bestimmte moderne Technologiedienstleistun-
gen, werden als alternative Finanzsysteme immer beliebter, bleiben jedoch auflerhalb des Geltungsbereichs des
Unionsrechts oder profitieren von Ausnahmen von rechtlichen Regelungen, die mdéglicherweise nicht linger
gerechtfertigt sind. Um mit den Entwicklungen Schritt halten zu konnen, sollten innerhalb des priventiven Rechts-
rahmens der Union weitere Mafnahmen zur Stirkung der Transparenz von finanziellen Transaktionen, von
Gesellschaften oder anderen juristischen Personen sowie von Trusts und Rechtsvereinbarungen, die in ihrer Struk-
tur oder ihren Funktionen Trusts dhneln (im Folgenden: ,dhnliche Rechtsvereinbarungen®) getroffen werden, damit
der bestehende praventive Rahmen verbessert und die Terrorismusfinanzierung wirksamer bekdmpft werden kann.
Es ist darauf hinzuweisen, dass die getroffenen Mafnahmen in einem angemessenen Verhiltnis zu den Risiken
stehen sollten.

(3)  Die Vereinten Nationen, Interpol und Europol berichten iiber eine zunehmende Anniherung zwischen der orga-
nisierten Kriminalitit und dem Terrorismus. Die Verbindungen zwischen organisierter Kriminalitit und Terrorismus
und die Verbindungen zwischen kriminellen und terroristischen Gruppen stellen eine erhohte Sicherheitsbedrohung
fir die Union dar. Die Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwasche und der
Terrorismusfinanzierung ist ein wesentlicher Bestandteil jeder Strategie zur Bewiltigung dieser Bedrohung.

() ABL C 459 vom 9.12.2016, S. 3.

() ABL C 34 vom 2.2.2017, S. 121.

(%) Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 19. April 2018 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht) und Beschluss des Rates vom
14. Mai 2018.

(% Richtlinie (EU) 2015/849 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20.Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwésche und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 6482012
des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufthebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABL L 141 vom 5.6.2015, S. 73).
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(40 Auch wenn es bei der Annahme und Umsetzung der von der Arbeitsgruppe fur finanzielle Maffnahmen (Financial
Action Task Force — FATF) festgelegten Standards und der Unterstiitzung der Arbeit der Organisation fiir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zu Transparenz durch die Mitgliedstaaten in den letzten Jahren
betrichtliche Fortschritte gab, ist offensichtlich, dass die allgemeine Transparenz des wirtschaftlichen und finan-
ziellen Umfelds der Union weiter verbessert werden muss. Geldwische und Terrorismusfinanzierung konnen nur
wirkungsvoll verhindert werden, wenn das Umfeld fur Betriiger, die ihre Finanzen durch undurchsichtige Struk-
turen schiitzen mochten, ungiinstig ist. Die Integritdt des Finanzsystems der Union hingt von der Transparenz von
Gesellschaften oder sonstigen juristischen Personen, Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen ab. Ziel dieser
Richtlinie ist es nicht nur, Geldwische zu ermitteln und zu untersuchen, sondern auch ihr Vorkommen zu
verhindern. Durch mehr Transparenz konnte eine starke abschreckende Wirkung entfaltet werden.

(5)  Die Ziele der Richtlinie (EU) 2015/849 sollten weiterverfolgt werden und alle Anderungen an ihr sollten im
Einklang mit den laufenden Mafnahmen der Union im Bereich der Bekdmpfung des Terrorismus und der Terro-
rismusfinanzierung stehen. Bei der Vornahme dieser Anderungen sollten das Grundrecht auf Schutz personenbe-
zogener Daten gebiithrend beriicksichtigt und der Grundsatz der Verhiltnismafigkeit eingehalten und angewendet
werden. In der Mitteilung der Kommission an das Europiische Parlament, den Rat, den Europiischen Wirtschafts-
und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen mit dem Titel ,Die Europdische Sicherheitsagenda“ wurde
auf die Notwendigkeit hingewiesen, Maffnahmen fiir eine wirksamere und umfassendere Bekdmpfung der Terro-
rismusfinanzierung zu ergreifen, und unterstrichen, dass die Unterwanderung der Finanzmairkte die Finanzierung
des Terrorismus ermdglicht. Der Europdische Rat hat in den Schlussfolgerungen zu seiner Tagung vom 17./18. De-
zember 2015 zudem die Notwendigkeit betont, rasch weitere Mafnahmen zur Bekdmpfung der Terrorismus-
finanzierung in sdmtlichen Bereichen zu ergreifen.

(6)  In der Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament und an den Rat mit dem Titel ,Aktionsplan zur
Intensivierung der Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung® wird die Notwendigkeit hervorgehoben, sich an neue
Bedrohungen anzupassen und die Richtlinie (EU) 2015/849 entsprechend zu dndern.

(7)  Ferner sollten die Mafnahmen der Union die internationalen Entwicklungen und die auf internationaler Ebene
eingegangenen Verpflichtungen genau widerspiegeln. Aus diesem Grund muss der Resolution 2195 (2014) ,Be-
drohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit” des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen und den
Resolutionen 2199(2015) und 2253(2015) ,Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
durch terroristische Handlungen“ Rechnung getragen werden. Diese Resolutionen befassen sich mit den Verbin-
dungen zwischen dem Terrorismus und der grenziiberschreitenden organisierten Kriminalitdt mit der Verhinderung
des Zugangs terroristischer Gruppen zu internationalen Finanzinstitutionen und mit der Erweiterung des Sanktions-
rahmens auf die Organisation Islamischer Staat in Irak und der Levante..

(8)  Dienstleistungsanbieter, die den Tausch zwischen virtuellen Wahrungen und Fiatgeld (d. h. Miinzen und Geld-
scheine, die zu gesetzlichen Zahlungsmitteln erklart wurden, und elektronisches Geld eines Landes, die bzw. das im
ausgebenden Land als Tauschmittel akzeptiert werden bzw. wird) ausfithren, sowie Anbieter von elektronischen
Geldborsen werden nicht durch die Union verpflichtet, verddchtige Aktivititen zu melden. Daher konnten terro-
ristische Gruppen Gelder in das Finanzsystem der Union oder zwischen Netzen virtueller Wahrungen transferieren,
indem sie die Transfers entweder verbergen oder sich die Anonymitit, die diese Plattformen erméglichen, zunutze
machen. Es ist daher von wesentlicher Bedeutung, den sachlichen Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2015/849 auf Dienstleistungsanbieter, die den Umtausch von virtuellen Wahrungen in Fiatgeld ausfithren, sowie
auf Anbieter von elektronischen Geldbérsen auszuweiten. Zur Bekimpfung der Geldwische und der Terrorismus-
finanzierung sollten die zustindigen Behorden in der Lage sein, die Verwendung virtueller Wahrungen mittels
Verpflichteter zu iiberwachen. Durch diese Uberwachung wiirde ein ausgewogener und verhéltnismaRiger Ansatz
geschaffen, bei dem die technischen Fortschritte und die hohe Transparenz, die auf dem Gebiet der alternativen
Finanzierung und des sozialen Unternehmertums bisher erreicht wurden, gewahrt blieben.

9) Die Anonymitit virtueller Wahrungen ermoglicht ihren potenziellen Missbrauch fiir kriminelle Zwecke. Durch die
Erfassung von Dienstleistungsanbietern, die den Umtausch zwischen virtuellen Wahrungen und Fiatgeld anbieten,
und von Anbietern von elektronischen Geldborsen wird das Problem der Anonymitit bei Transaktionen mit
virtuellen Wihrungen allerdings nur teilweise angegangen, da ein Grofteil dieser Transaktionen weiterhin anonym
erfolgen wird, weil die Nutzer solche Transaktionen auch ohne solche Anbieter durchfithren konnen. Zur Bekdmp-
fung der Risiken im Zusammenhang mit der Anonymitit sollten die nationalen zentralen Meldestellen die Moglich-
keit haben, Informationen einzuholen, die es ihnen ermoglichen, der Identitit des Eigentiimers von virtuellem Geld
virtuelle Wahrungsadressen zuzuordnen. Dariiber hinaus sollte die Moglichkeit, den Nutzern zu erlauben, gegen-
iiber den benannten Behorden eine Selbsterklirung auf freiwilliger Basis abzugeben, weiter ausgelotet werden.
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(10)  Virtuelle Wahrungen sind nicht zu verwechseln mit elektronischem Geld im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der
Richtlinie 2009/110/EG des Europdischen Parlaments und des Rates ('), mit dem umfassenderen Begriff von
,Geldbetragen“ im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europdischen Parlaments
und des Rates (%), mit Diensten oder Zahlungsvorgangen nach Artikel 3 Buchstaben k und I der Richtlinie (EU)
2015/2366 oder mit Spielwihrungen, die ausschlieSlich innerhalb einer vorgegebenen Spieleumgebung genutzt
werden konnen. Auch wenn virtuelle Wihrungen héufig als Zahlungsmittel eingesetzt werden kénnen, konnten sie
fur andere Zwecke verwendet werden und umfassendere Anwendungen finden, beispielsweise als Tauschmittel, als
Investition, als Wertaufbewahrungsprodukte oder zum Einsatz in Online-Kasinos. Diese Richtlinie soll alle poten-
ziellen Verwendungszwecke von virtuellen Wiahrungen abdecken.

(11)  Lokale Wihrungen, auch bekannt als erganzende Wihrungen, die nur in sehr begrenztem Umfang (wie innerhalb
einer Stadt oder Region) oder nur von einer geringen Anzahl von Nutzern verwendet werden, sollten nicht als
virtuelle Wahrungen betrachtet werden.

(12)  Geschiftsbeziehungen oder Transaktionen, an denen Drittlinder mit hohem Risiko beteiligt sind, sollten beschrankt
werden, wenn im System zur Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung eines betroffenen Dritt-
landes wesentliche Schwachstellen aufgedeckt werden, es sei denn, es werden zusitzliche angemessene risikomin-
dernde Mafinahmen oder Gegenmafnahmen ergriffen. Beim Umgang mit diesen Fillen von hohem Risiko und
diesen Geschiftsbeziehungen oder Transaktionen sollten die Mitgliedstaaten, den Verpflichteten vorschreiben, ver-
stirkte Sorgfaltspflichten zu erfillen, um diese Risiken zu steuern und abzuschwichen. Daher bestimmt jeder
Mitgliedstaat auf nationaler Ebene, welche Maffnahmen im Rahmen der verstirkten Sorgfaltspflichten gegeniiber
Drittlindern mit hohem Risiko zu treffen sind. Diese unterschiedlichen Ansitze der einzelnen Mitgliedstaaten
fuhren zu Schwachstellen bei der Steuerung der Geschiftsbeziehungen zu von der Kommission ermittelten Dritt-
landern mit hohem Risiko. Es ist wichtig, die Wirksamkeit der von der Kommission erstellten Liste der Drittlinder
mit hohem Risiko durch eine harmonisierte Behandlung dieser Linder auf Unionsebene zu verbessern. Dieser
harmonisierte Ansatz sollte in erster Linie auf die verstirkten Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden abzielen, wenn
solche Mafinahmen nicht bereits nach nationalem Recht vorgeschen sind. Den Mitgliedstaaten sollte gestattet sein,
sofern dies zutrifft, im Einklang mit den internationalen Pflichten erginzend zu den verstirkten Sorgfaltsmaf3-
nahmen gemaf einem risikobasierten Ansatz und unter Beriicksichtigung der besonderen Umstdnde von Geschifts-
beziehungen oder Transaktionen den Verpflichteten weitere risikomindernde Mafinahmen aufzuerlegen. Interna-
tionale Organisationen und Einrichtungen fur die Festlegung von Standards mit Kompetenzen im Bereich der
Verhinderung von Geldwische und der Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung konnen dazu aufrufen, geeignete
Gegenmafinahmen zum Schutz des internationalen Finanzsystems vor den aktuellen, erheblichen Risiken in Bezug
auf Geldwische und Terrorismusfinanzierung zu ergreifen, die von bestimmten Lindern ausgehen. Auflerdem
sollten die Mitgliedstaaten beziiglich der von der Kommission ermittelten Drittlinder mit hohem Risiko den
Verpflichteten die Ergreifung zusitzlicher risikomindernder Mafnahmen auferlegen und dabei geforderten Gegen-
maflnahmen und Empfehlungen, wie denen der FATF, Rechnung tragen sowie die aus vdlkerrechtlichen Uber-
einkiinften resultierenden Verpflichtungen beriicksichtigen.

(13)  Da sich die durch Geldwische und die Terrorismusfinanzierung entstehenden Bedrohungen und Schwachstellen
stindig weiterentwickeln, sollte die Union ein Gesamtkonzept festlegen, das sich auf eine Bewertung der Wirk-
samkeit der nationalen Systeme fiir die Bekimpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung griindet und auf
diese Weise sicherstellt, dass diese nationalen Systeme den von der Union festgelegten Anforderungen entsprechen.
Um die ordnungsgemifle Umsetzung der von der Union festgelegten Anforderungen in nationale Systeme zur
Bekdampfung der Geldwasche und der Terrorismusfinanzierung sowie die wirksame Anwendung dieser Vorschriften
und die Eignung dieser Systeme fiir die Schaffung eines wirksamen praventiven Rahmens in diesem Bereich zu
iiberwachen, sollte die Kommission ihre Bewertung auf die nationalen Systeme zur Bekimpfung der Geldwische
und der Terrorismusfinanzierung stiitzen; dies sollte unbeschadet der Bewertungen geschehen, die von interna-
tionalen Organisationen und Einrichtungen fiir die Festlegung von Standards mit Kompetenzen im Bereich der
Verhinderung von Geldwische und der Bekimpfung der Terrorismusfinanzierung (FATF, Expertenausschuss des
Europarates fiir die Bewertung von Mafinahmen gegen Geldwische usw.) durchgefihrt werden.

(14)  Allgemein verwendbare Guthabenkarten haben legitime Verwendungszwecke und tragen zur soziale und finan-
ziellen Inklusion bei. Anonyme Guthabenkarten lassen sich allerdings ohne Weiteres zur Finanzierung von terro-
ristischen Anschldgen oder zu logistischen Vorkehrungen dafiir nutzen. Damit Terroristen ihre Machenschaften
nicht auf diesem Wege finanzieren konnen, ist es daher unerldsslich, die Obergrenzen und die Hochstbetrige,
unterhalb der die Verpflichteten bestimmte in der Richtlinie (EU) 2015/849 festgelegte Sorgfaltsmaffnahmen nicht
anzuwenden brauchen, abzusenken. Es ist daher von wesentlicher Bedeutung, die geltenden Schwellenbetrige fiir

(") Richtlinie 2009/110/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber die Aufnahme, Ausiibung und
Beaufsichtigung der Titigkeit von E-Geld-Instituten, zur Anderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Auf-
hebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABL L 267 vom 10.10.2009, S. 7).

(® Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 iiber Zahlungsdienste im Binnen-
markt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie
zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABL L 337 vom 23.12.2015, S. 35).
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allgemein verwendbare anonyme Guthabenkarten zu senken und bei Fernzahlungsvorgingen, bei denen der Betrag
des Zahlungsvorgangs mehr als 50 EUR betrigt, den Kunden zu identifizieren, gleichzeitig jedoch den Bediirfnissen
der Verbraucher in Bezug auf fiir die allgemeine Verwendung bestimmte Zahlungsinstrumente auf Guthabenbasis
Rechnung zu tragen und sicherzustellen, dass die Nutzung derartiger Zahlungsinstrumente fir die Forderung der
sozialen und finanziellen Inklusion nicht verhindert wird.

(15)  Zwar ist die Nutzung von in der Union ausgegebenen anonymen Guthabenkarten im Wesentlichen auf das Gebiet
der Union begrenzt, doch bei vergleichbaren Karten, die in Drittlindern ausgegeben wurden, ist dies nicht immer
der Fall. Daher sollte sichergestellt werden, dass anonyme Guthabenkarten, die aufferhalb der Union ausgegeben
werden, innerhalb der Union nur verwendet werden konnen, wenn davon ausgegangen werden kann, dass sie
Anforderungen erfullen, die den im Unionsrecht festgelegten Anforderungen gleichwertig sind. Diese einschligige
Regelung sollte in vollstindiger Ubereinstimmung mit den Pflichten der Union auf dem Gebiet des internationalen
Handels und insbesondere den Vorschriften des Allgemeinen Ubereinkommens iiber den Handel mit Dienstleis-
tungen erlassen werden.

(16) Die zentralen Meldestellen spielen eine wichtige Rolle bei der Aufdeckung (insbesondere grenziiberschreitender)
finanzieller Operationen terroristischer Netze und ihrer Finanzierungsquellen. Finanzinformationen kénnen bei der
Aufdeckung von Maflnahmen zur Forderung terroristischer Straftaten und von Netzen und Systemen terroristischer
Organisationen von grundlegender Bedeutung sein. Aufgrund fehlender verbindlicher internationaler Standards
bestehen zwischen den zentralen Meldestellen erhebliche Unterschiede in Bezug auf ihre Aufgaben, Zustindigkeiten
und Befugnisse. Die Mitgliedstaaten sollten bemiiht sein, einen effizienteren und stirker koordinierten Ansatz in
Bezug auf Finanzermittlungen im Zusammenhang mit Terrorismus sicherzustellen, einschlielich Ermittlungen in
Verbindung mit dem Missbrauch virtueller Wihrungen. Die derzeitigen Unterschiede diirfen die Tatigkeit einer
zentralen Meldestelle jedoch nicht beeintrichtigen, insbesondere nicht ihre Fahigkeit, praventive Analysen durch-
zufithren, um die fiir die Sammlung und Auswertung sachdienlicher Erkenntnisse zustindigen Behorden, die
Ermittlungs- und Justizbehdrden und die internationale Zusammenarbeit zu unterstiitzen. Die zentralen Melde-
stellen missen bei der Erfullung ihrer Aufgaben auf Informationen zugreifen und diese ungehindert untereinander
austauschen kénnen, auch im Rahmen einer entsprechenden Zusammenarbeit mit Strafverfolgungsbehorden. In
allen Fillen, in denen ein Verdacht auf Vorliegen einer Straftat und insbesondere ein Zusammenhang mit der
Terrorismusfinanzierung besteht, sollten Informationen unmittelbar und ohne unnétige Verzogerungen weiterge-
geben werden konnen. Um die Wirksamkeit und die Effizienz der zentralen Meldestellen weiter zu verbessern, ist
es daher von wesentlicher Bedeutung, ihre Befugnisse und ihre Zusammenarbeit ndher zu prazisieren.

(17)  Die zentralen Meldestellen miissen in der Lage sein, von allen Verpflichteten simtliche erforderlichen Informatio-
nen iber deren Funktion einzuholen. Deren ungehinderter Zugang zu Informationen ist von grundlegender
Bedeutung, wenn es darum geht, dass Finanzstrome ordnungsgemaf$ zuriickverfolgt und illegale Netze und Finanz-
strome frithzeitig aufgedeckt werden konnen. Ausloser eines Verdachts auf Geldwische oder Terrorismusfinanzie-
rung, aufgrund dessen die zentralen Meldestellen zusitzliche Informationen von Verpflichteten einholen miissen,
konnen nicht nur eine zuvor der Meldestelle gemeldete Verdachtsanzeige, sondern auch andere Faktoren wie eine
eigene Analyse der zentralen Meldestellen, von zustindigen Behorden iibermittelte sachdienliche Erkenntnisse oder
im Besitz einer anderen zentralen Meldestelle befindliche Informationen sein. Folglich sollten die zentralen Melde-
stellen im Rahmen ihrer Funktionen selbst dann von einem Verpflichteten Informationen einholen kénnen, wenn
zuvor keine Verdachtsanzeige tibermittelt wurde. Dies umfasst keine wahllosen Auskunftsersuchen an die Ver-
pflichteten im Rahmen der Analyse der zentralen Meldestellen, sondern nur Auskunftsersuchen auf der Grundlage
ausreichend definierter Voraussetzungen. Eine zentrale Meldestelle sollte solche Informationen auch auf Ersuchen
einer anderen zentralen Meldestelle der Union einholen und mit dieser austauschen konnen.

(18)  Der Zweck von zentralen Meldestellen besteht darin, die Informationen, die sie erhalten, zu sammeln und zu
analysieren, damit etwaige Verbindungen zwischen verdichtigen Transaktionen und zugrunde liegenden kriminel-
len Tatigkeiten ermittelt werden, um Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zu verhindern und zu bekdmpfen,
und die Ergebnisse ihrer Analysen und alle zusitzlichen relevanten Informationen bei begriindetem Verdacht auf
Geldwische, damit zusammenhingende Vortaten oder Terrorismusfinanzierung an die zustindigen Behorden wei-
terzugeben. Eine zentrale Meldestelle sollte den Informationsaustausch mit einer anderen zentralen Meldestelle —
spontan oder auf Ersuchen — nicht aus Griinden wie der fehlenden Identifizierung der damit zusammenhingenden
Vortat, Merkmalen des nationalen Strafrechts und unterschiedlichen Definitionen der damit zusammenhingenden
Vortaten oder dem Fehlen von Verweisen auf bestimmte damit zusammenhingende Vortaten unterlassen oder
verweigern. Ebenso sollte eine zentrale Meldestelle ihre vorherige Zustimmung zur Weitergabe der Informationen
an die zustindigen Behorden gegeniiber einer anderen zentralen Meldestelle unabhingig von der Art der mogli-
cherweise damit zusammenhingenden Vortat erteilen, damit die Funktion der Verbreitung von Informationen
wirksam wahrgenommen werden kann. Die zentralen Meldestellen haben tiber Schwierigkeiten beim Informations-
austausch berichtet, die auf Unterschiede in den nationalen Definitionen gewisser Vortaten wie Steuerstraftaten
zuriickzufithren sind, die nicht durch Unionsrecht harmionisiert sind. Diese Unterschiede sollten den Austausch,
die Verbreitung an die zustindigen Behorden und die Nutzung dieser Informationen im Sinne dieser Richtlinie
nicht behindern. Die zentralen Meldestellen sollten ziigig, konstruktiv und wirksam eine moglichst weitreichende
internationale Zusammenarbeit mit den zentralen Meldestellen von Drittlindern in Bezug auf Geldwische, damit
zusammenhangende Vortaten und Terrorismusfinanzierung im Einklang mit den Empfehlungen der FATF und den
Grundsitzen der Egmont-Gruppe zum Informationsaustausch zwischen den zentralen Meldestellen sicherstellen.
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(19)  Aufsichtsrechtliche Informationen in Bezug auf Kredit- und Finanzinstitute, wie Informationen in Bezug auf die
Eignung und Zuverldssigkeit von Direktoren und Anteilseignern, die internen Kontrollmechanismen, die Verwal-
tung, die Gewihrleistung der Einhaltung der einschldgigen Vorschriften oder das Risikomanagement, sind fiir eine
angemessene Uberwachung der Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung durch diese Institute
haufig unerlasslich. In dhnlicher Weise sind Informationen iiber die Bekimpfung von Geldwasche und Terrorismus-
finanzierung auch fur die Aufsicht iiber solche Institute wichtig. Folglich sollten der Austausch vertraulicher
Informationen und die Zusammenarbeit zwischen fir die Bekimpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzie-
rung zustindigen Aufsichtsbehorden, die Kredit- und Finanzinstitute beaufsichtigen, und Aufsichtsbehorden nicht
durch Rechtsunsicherheit behindert werden, die auf einen Mangel an ausdriicklichen Bestimmungen in diesem
Bereich zuriickgehen kann. Die Klarung des Rechtsrahmens ist umso wichtiger, wenn man bedenkt, dass die
Aufsicht in einer Reihe von Fillen anderen als den fiir die Aufsicht tiber die Bekimpfung von Geldwische und
Terrorismusfinanzierung zustindigen Behorden, wie der Europdischen Zentralbank (EZB), anvertraut wurde.

(20)  Durch einen verzogerten Zugang zentraler Meldestellen und anderer zustdndiger Behorden zu Informationen iiber
die Identitit von Inhabern von Bank- und Zahlungskonten und Schlieffichern, vor allem wenn es sich um
anonyme Bank- und Zahlungskonten und SchlieSfacher handelt, wird die Aufdeckung von im Zusammenhang
mit dem Terrorismus stehenden Geldtransfers behindert. Die nationalen Daten, die die Identifizierung der Bank-
und Zahlungskonten und von Schlieffichern ermoglichen, die ein und derselben Person gehoren, sind fragmen-
tiert, weshalb die zentralen Meldestellen und andere zustindige Behorden nicht zeitnah auf sie zugreifen kénnen.
Daher ist es von wesentlicher Bedeutung, dass in allen Mitgliedstaaten zentrale automatische Mechanismen wie ein
Register oder ein Datenabrufsystem eingerichtet werden, um iiber ein wirksames Mittel zu verfiigen, das einen
zeitnahen Zugang zu Informationen tber die Identitit der Inhaber von Bank- und Zahlungskonten und von
Schlieffachern sowie tiber die Identitdt der bevollmachtigten Inhaber und der wirtschaftlichen Eigentiimer ermdg-
licht. Bei der Anwendung der Vorschriften iiber den Zugang ist es angezeigt, dass die bereits bestehenden Mecha-
nismen verwendet werden, sofern die nationalen zentralen Meldestellen sofort und ungefiltert auf die Daten
zugreifen konnen, fur die sie Untersuchungen vornehmen. Die Mitgliedstaaten sollten in Erwigung ziehen, weitere
Informationen in solche Mechanismen einflieen zu lassen, die fiir eine wirksamere Eindimmung der Risiken der
Geldwische und Terrorismusfinanzierung als notwendig und verhiltnismiflig erachtet werden. Beziiglich der
Anfragen und zugehérigen Informationen sollte durch die zentralen Meldestellen und die zustindigen Behorden
abgesehen von den fiir die Strafverfolgung zustindigen Behorden vollstindige Vertraulichkeit sichergestellt werden.

(21)  Zur Wahrung der Privatsphire und zum Schutz personenbezogener Daten sollten nicht mehr Daten als fiir die
Ermittlungen zur Geldwischebekdmpfung erforderlich in zentralen automatischen Mechanismen fiir Bank — und
Zahlungskonten, wie beispielsweise Registern oder Datenabrufsystemen aufbewahrt werden. Die Mitgliedstaaten
sollten die Moglichkeit haben festzulegen, bei welchen Daten die Erfassung sinnvoll und verhiltnismafig ist, und
zwar unter Beriicksichtigung der bestehenden Systeme und rechtlichen Gepflogenheiten zur Identifizierung der
wirtschaftlichen Eigentiimer. Bei der Umsetzung der Bestimmungen iiber diese Mechanismen sollten die Mitglied-
staaten Speicherzeitriume festlegen, die den Zeitrdumen der Speicherung der im Rahmen der Anwendung der
Sorgfaltspflichten erhaltenen Dokumentation und Informationen entsprechen. Die Mitgliedstaaten sollten die Mog-
lichkeit haben, die Speicherzeitriume allgemein gesetzlich zu verlingern, ohne Einzelfallentscheidungen zu beno-
tigen. Die Dauer dieser weiteren Speicherung sollte einen Zeitraum von zusitzlichen fiinf Jahren nicht tiberschrei-
ten. Die nationalen Rechtsvorschriften zur Festlegung von Anforderungen an die Datenspeicherung, auf deren
Grundlage Einzelfallentscheidungen moglich sind, um Straf- oder Verwaltungsverfahren zu erleichtern, sollten
davon unberiihrt bleiben. Der Zugang zu diesen Mechanismen sollte nur Personen gewahrt werden, die davon
Kenntnis haben miissen.

(22)  Die genaue Identifizierung und Uberpriifung von Daten natiirlicher und juristischer Personen ist von wesentlicher
Bedeutung fiir die Bekimpfung von Geldwische oder Terrorismusfinanzierung. Dank der neuesten technischen
Entwicklungen auf dem Gebiet der Digitalisierung von Transaktionen und Zahlungen ist es inzwischen moglich,
eine sichere Identifizierung aus der Ferne oder auf elektronischem Wege vorzunehmen. Diese Identifizierungsmittel
gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (') sollten beriicksichtigt
werden, insbesondere notifizierte elektronische Identifizierungssysteme und -mittel, die eine grenziiberschreitende
rechtliche Anerkennung sicherstellen, welche hochgradig sichere IT-Instrumente bieten und einen Mafstab fur die
Bewertung der auf nationaler Ebene eingefithrten Identifizierungsmethoden liefern. Auflerdem konnen weitere
sichere Verfahren zur Identifizierung aus der Ferne oder auf elektronischem Weg, die von der zustindigen na-
tionalen Behorde reguliert, anerkannt, gebilligt oder akzeptiert werden, beriicksichtigt werden. Sofern angemesse-
nen sollte beim Identifizierungsverfahren auch die Anerkennung von elektronischen Dokumenten und Vertrauens-
diensten gemaf8 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 beriicksichtigt werden. Dem Grundsatz der Technologieneu-
tralitdt sollte bei der Anwendung dieser Richtlinie Rechnung getragen werden.

(") Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 tiber elektronische Identifizierung und
Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABL L 257 vom
28.8.2014, S.73).
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(23)  Damit politisch exponierte Personen in der Union identifiziert werden konnen, sollten von den Mitgliedstaaten
Listen herausgegeben werden, in denen die einzelnen Funktionen angegeben sind, die gemdff dem nationalen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften als wichtige éffentliche Amter angesehen werden. Die Mitgliedstaaten sollten
alle internationalen Organisationen, die ihren Sitz auf ihrem Hoheitsgebiet haben verpflichten, eine Liste der
wichtigen offentlichen Amter in der internationalen Organisation herauszugeben und auf dem aktuellen Stand
zu halten.

(24)  Das Konzept fiir die Uberpriifung der vorhandenen Kunden im derzeitigen Rahmen ist risikobasiert. Angesichts des
hoheren Risikos fur Geldwische, Terrorismusfinanzierung und damit zusammenhingende Vortaten, die mit be-
stimmten zwischengeschalteten Strukturen in Verbindung gebracht werden, lisst dieses Konzept unter Umstinden
keine rechtzeitige Aufdeckung und Bewertung der Risiken zu. Deshalb ist es wichtig, dass bestimmte klar fest-
gelegte Kategorien bestehender Kunden ebenfalls regelmifig tiberwacht werden.

(25) Die Mitgliedstaaten haben gemdfl den geltenden Bestimmungen daftir zu sorgen, dass in ihrem Gebiet nieder-
gelassene Gesellschaften und sonstige juristische Personen angemessene, prizise und aktuelle Angaben iiber ihren
wirtschaftlichen Eigentiimer einholen und aufbewahren. Die Pflicht, prazise und aktuelle Daten zum wirtschaftli-
chen Eigentiimer vorzuhalten, ist eine wichtige Voraussetzung fur das Aufspiiren von Straftitern, die ihre Identitdt
ansonsten hinter einer Gesellschaftsstruktur verbergen konnten. Im weltweit vernetzten Finanzsystem lassen sich
Gelder verschleiern oder um den ganzen Globus transferieren, und Geldwischer wie auch Geldgeber des Terro-
rismus und andere Kriminelle machen von dieser Moglichkeit auch immer hiufiger Gebrauch.

(26)  Die Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Uberwachung und Registrierung von Angaben zum wirtschaftlichen
Eigentiimer von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen verantwortlich ist, sollte prazisiert werden. Aufgrund
von Unterschieden zwischen den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten werden bestimmte Trusts und dhnliche
Rechtsvereinbarungen nirgendwo in der Union registriert oder kontrolliert. Angaben zum wirtschaftlichen Eigen-
tiimer von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen sollten dort registriert werden, wo Trustees von Trusts und
Personen, die eine gleichwertige Position in dhnlichen Rechtsvereinbarungen innehaben, niedergelassen oder an-
sissig sind. Zur Gewihrleistung einer wirksamen Uberwachung und Erfassung von Informationen iiber die wirt-
schaftlichen Eigentiimer von Trusts und dhnlicher Rechtsvereinbarungen bedarf es ferner der Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten. Durch die Vernetzung der Register der wirtschaftlichen Eigentiimer von Trusts
und dhnlichen Rechtsvereinbarungen in den Mitgliedstaaten wiirden diese Informationen zur Verfugung gestellt
werden und es wiirde sichergestellt werden, dass eine Mehrfachregistrierung derselben Trusts und dhnlicher Rechts-
vereinbarungen innerhalb der Union vermieden wird.

(27)  Vorschriften, die fiir Trusts und dhnliche Rechtsvereinbarungen beziiglich des Zugangs zu den Angaben zu ihren
wirtschaftlichen Eigenttimern gelten, sollten mit den entsprechenden Vorschriften, die fiir Gesellschaften und
andere juristische Personen gelten, vergleichbar sein. Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher Arten von Trusts,
die es derzeit in der Union gibt, sowie einer noch groferen Bandbreite an dhnlichen Rechtsvereinbarungen sollte
die Entscheidung, ob ein Trust oder eine dhnliche Rechtsvereinbarung mit Gesellschaften und anderen juristischen
Personen vergleichbar ist, von den Mitgliedstaaten getroffen werden. Ziel der nationalen Rechtsvorschriften zur
Umsetzung dieser Bestimmungen sollte es sein, zu verhindern, dass Trusts oder dhnliche Rechtsvereinbarungen
zum Zwecke der Geldwische, der Terrorismusfinanzierung oder damit zusammenhidngender Vortaten genutzt
werden.

(28) In Bezug auf die unterschiedlichen Eigenschaften von Trusts und #hnlichen Rechtsvereinbarungen sollten die
Mitgliedstaaten gemidfl den nationalen Rechtsvorschriften und im Einklang mit den Datenschutzvorschriften fest-
legen konnen, welches Maf an Transparenz fiir Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen, die nicht mit Gesell-
schaften und anderen juristischen Personen vergleichbar sind, gelten soll. Die zugehorigen Risiken der Geldwische
und der Terrorismusfinanzierung konnen abhingig von den Eigenschaften der Art des Trusts oder der dhnlichen
Rechtsvereinbarung unterschiedlich sein, und das Verstindnis dieser Risiken kann sich im Laufe der Zeit ent-
wickeln, beispielsweise infolge nationaler und supranationaler Risikobeurteilungen. Deshalb sollten die Mitglied-
staaten die Moglichkeit haben, einen umfassenderen Zugang zu Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentii-
mer von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen vorzusehen, sofern dieser Zugang eine notwendige und
verhaltnismifige Mafinahme fur das legitime Ziel der Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke
der Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung darstellt. Bei der Festlegung des Mafles an Transparenz der Angaben
iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer dieser Trusts oder dhnlicher Rechtsvereinbarungen sollten die Mitgliedstaaten
dem Schutz der Grundrechte natiirlicher Personen, insbesondere dem Recht auf Schutz der Privatsphire und dem
Schutz personenbezogener Daten, angemessen Rechnung tragen. Der Zugang zu den Angaben iiber die wirt-
schaftlichen Eigentiimer von Trusts und &hnlichen Rechtsvereinbarungen sollte allen Personen gewihrt werden,
die ein berechtigtes Interesse nachweisen konnen. Der Zugang sollte auch allen Personen gewahrt werden, die
einen schriftlichen Antrag in Bezug auf einen Trust oder eine dhnliche Rechtsvereinbarung stellen, der/die direkt
oder indirekt eine Kontrolle verleihende Beteiligung an einer Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person mit
Sitz auflerhalb der Union hilt oder besitzt, einschlieflich in Form von Inhaberaktien oder durch andere Formen der
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Kontrolle. Die Kriterien und Voraussetzungen, unter denen Antrigen auf Zugang zu Angaben iiber die wirt-
schaftlichen Eigentiimer von Trusts und ahnlichen Rechtsvereinbarungen stattgegeben wird, sollten ausreichend
prazise sein und mit den Zielen dieser Richtlinie im Einklang stehen. Die Mitgliedstaaten sollten die Moglichkeit
haben, einen schriftlichen Antrag abzulehnen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass der schriftliche Antrag
nicht mit den Zielen dieser Richtlinie im Einklang steht.

(29)  Um fiir Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen, muss unbedingt eindeutig festgelegt
werden, welche in der Union niedergelassenen Rechtsvereinbarungen aufgrund ihrer Funktionen oder Struktur als
Trusts dhnlich angesehen werden sollten. Daher sollte jeder Mitgliedstaat verpflichtet sein, die Trusts, wenn sie nach
nationalen Rechtsvorschriften anerkannt werden, und dhnlichen Rechtsvereinbarungen zu identifizieren, die gemaf3
seinen nationalen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten eingerichtet werden kénnen und die in ihrer Struktur
oder ihren Funktionen Trusts dhneln, beispielsweise dadurch, dass sie eine Entkopplung oder Trennung zwischen
dem rechtlichen und dem wirtschaftlichen Eigentiimer von Vermogenswerten erlauben. Anschliefend sollten die
Mitgliedstaaten der Kommission die Kategorien, die Beschreibung der Eigenschaften, die Namen und gegebenenfalls
die Rechtsgrundlagen solcher Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen zwecks ihrer Veroffentlichung im Amts-
blatt der Europdischen Union mitteilen, damit sie von anderen Mitgliedstaaten identifiziert werden kénnen. Es sollte
beriicksichtigt werden, dass Trusts und dhnliche Rechtsvereinbarungen innerhalb der Union unterschiedliche recht-
liche Eigenschaften haben kénnen. Wenn die Eigenschaften des Trusts oder der dhnlichen Rechtsvereinbarung
beziiglich der Struktur oder Funktionen mit den Eigenschaften von Gesellschaften oder anderen juristischen
Personen vergleichbar sind, wiirde ein Zugang der Offentlichkeit zu den Angaben iiber die wirtschaftlichen
Eigentiimer dazu beitragen, den Missbrauch von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen zu bekampfen,
dhnlich wie der Zugang der Offentlichkeit dazu beitragen kann, den Missbrauch von Gesellschaften und anderen
juristischen Personen fiir die Zwecke der Geldwiasche und der Terrorismusfinanzierung zu verhindern.

(30)  Durch den Zugang der Offentlichkeit zu Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer wird eine groRere Kontrolle
der Informationen durch die Zivilgesellschaft (einschlieBlich Presse und zivilgesellschaftlichen Organisationen)
ermdoglicht und das Vertrauen in die Integritdt der Geschiftstitigkeit und des Finanzsystems gestirkt. Auf diese
Weise kann insofern ein Beitrag zur Bekdmpfung des Missbrauchs von Gesellschaften und anderen juristischen
Personen und dhnlichen Rechtsvereinbarungen fiir die Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung
geleistet werden, als Ermittlungen erleichtert und Reputationseffekte bewirkt werden konnen, da jedem, der
Geschifte abschlieen konnte, die Identitit der wirtschaftlichen Eigentiimer bekannt ist. Schlieflich wird auch
eine zeitnahe und effiziente Verfiigbarkeit von Informationen fiir Finanzinstitute sowie Behorden, einschlielich
Behorden von Drittlindern, die an der Bekdmpfung solcher Straftaten mitarbeiten, erleichtert. Der Zugang zu
diesen Informationen wiirde dazu beitragen, Ermittlungen in Bezug auf Geldwische, damit zusammenhingende
Vortaten und Terrorismusfinanzierung durchzufithren.

(31)  Das Vertrauen der Anleger und der breiten Offentlichkeit in die Finanzmérkte hingt zu einem grofen Teil von der
Existenz einer prizisen Offenlegungspflicht ab, die fiir Transparenz in Bezug auf die wirtschaftlichen Eigentiimer
und die Kontrollstrukturen der Unternehmen sorgt. Dies gilt insbesondere fur Unternehmensfithrungsmodelle, die
— wie in der Union — von konzentrierten Eigentumsverhiltnissen gekennzeichnet sind. Einerseits konnen Grof-
anleger, die umfangreiche Stimm- und Dividendenrechte besitzen, zu langfristigem Wachstum und einer soliden
Unternehmensleistung beitragen. Andererseits konnten kontrollierende wirtschaftliche Eigentiimer mit umfangrei-
chen Stimmrechten dazu angeregt werden, zulasten der Minderheitsinvestoren Unternehmensvermogen umzuleiten
und Moglichkeiten zur personlichen Bereicherung zu schaffen. Die mogliche Verbesserung des Vertrauens in die
Finanzmirkte sollte als positiver Nebeneffekt und nicht als Zweck erhohter Transparenz angesehen werden, der
darin besteht, ein Umfeld zu schaffen, das weniger leicht fiir die Zwecke von Geldwischern und Geldgebern des
Terrorismus genutzt werden kann.

(32)  Das Vertrauen der Anleger und der breiten Offentlichkeit in die Finanzmarkte héngt zu einem groen Teil von der
Existenz einer prazisen Offenlegungspflicht ab, die fur Transparenz in Bezug auf die wirtschaftlichen Eigentiimer
und die Kontrollstrukturen von Gesellschaften und anderen juristischen Personen sowie bestimmter Arten von
Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen sorgt. Die Mitgliedstaaten sollten daher in hinreichend kohérenter und
koordinierter Weise einen Zugang zu Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer ermoglichen, indem sie
eindeutige Vorschriften fiir den Zugang der Offentlichkeit festlegen, sodass Dritte in der gesamten Union feststellen
konnen, wer die wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesellschaften und anderen juristischen Personen sowie be-
stimmter Arten von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen sind.

(33)  Die Mitgliedstaaten sollten daher in hinreichend kohérenter und koordinierter Weise einen Zugang zu Angaben
iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesellschaften und anderen juristischen Personen ermoglichen, der iiber
die zentralen Register erfolgt, in denen die Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer erfasst werden; sie
sollten zu diesem Zweck klare Regeln fiir den Zugang der Offentlichkeit zu diesen Informationen festlegen, damit
Dritte in der gesamten Union in Erfahrung bringen kénnen, wer die wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesell-
schaften und anderen juristischen Personen sind. Es muss unbedingt ein kohdrenter Rechtsrahmen geschaffen
werden, durch den ein besserer Zugang zu Informationen iber die wirtschaftlichen Eigentiimer von Trusts und
dhnlichen Rechtsvereinbarungen sichergestellt wird, sobald sie in der Union registriert sind. Vorschriften, die fur
Trusts und dhnliche Rechtsvereinbarungen beziiglich des Zugangs zu den Angaben iiber ihre wirtschaftlichen
Eigentiimer gelten, sollten mit den entsprechenden Vorschriften, die fiir Gesellschaften und andere juristische
Personen gelten, vergleichbar sein.
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(34) In allen Fillen, sowohl in Bezug auf Gesellschaften und andere juristische Personen als auch in Bezug auf Trusts
und dhnliche Rechtsvereinbarungen, sollten insbesondere das allgemeine offentliche Interesse an der Verhinderung
von Geldwische und Terrorismusfinanzierung sowie die Grundrechte der betroffenen Personen in ausgewogener
Weise beriicksichtigt werden. Die Daten, die der Offentlichkeit zuginglich zu machen sind, sollten von ihrem
Umfang her begrenzt sowie klar und erschopfend definiert werden; sie sollten zudem allgemeiner Art sein, damit
mogliche Beeintrachtigungen fiir wirtschaftliche Eigentiimer auf ein Mindestmafl beschrinkt werden. Gleichzeitig
sollten sich die der Offentlichkeit zur Verfiigung gestellten Informationen nicht wesentlich von den derzeit er-
hobenen Daten unterscheiden. Zur Begrenzung des Eingriffs in das Recht auf Achtung ihres Privatlebens im
Allgemeinen und in das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten im Besonderen sollten sich diese Infor-
mationen im Wesentlichen auf die Stellung der wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesellschaften und anderen
juristischen Personen und von Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen bezichen und ausschlielich die wirt-
schaftliche Tatigkeit, in deren Rahmen die wirtschaftlichen Eigentiimer titig sind, betreffen. In Fillen, in denen
Angehorige der Fithrungsebene nur aufgrund ihrer Position als wirtschaftliche Eigentiimer identifiziert wurden und
nicht aufgrund von Beteiligungen, die sie innehaben, oder auf andere Weise ausgeiibter Kontrolle, sollte dies in den
Registern eindeutig angegeben werden. Bei Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer konnen die Mit-
gliedstaaten vorsehen, dass die Angabe zur Staatsangehorigkeit in das zentrale Register aufgenommen wird, ins-
besondere bei auslandischen wirtschaftlichen Eigentiimern. Um die Registrierungsverfahren zu vereinfachen und da
die tibergroffe Mehrheit der wirtschaftlichen Eigentiimer Staatsangehorige des Staats sein werden, der das zentrale
Register unterhilt, konnen die Mitgliedstaaten davon ausgehen, dass ein wirtschaftlicher Eigentiimer ihr eigener
Staatsangehoriger ist, sofern keine gegenteilige Eintragung erfolgt.

(35)  Durch die verstirkte offentliche Kontrolle wird ein Beitrag zur Verhinderung des Missbrauchs von juristischen
Personen und Rechtsvereinbarungen einschlieflich der Steuerumgehung geleistet. Daher ist es wichtig, dass die
Angaben iber die wirtschaftlichen Eigentiimer noch fiir mindestens fiinf Jahre nachdem die Griinde fiir die
Registrierung der Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer eines Trusts oder einer dhnlichen Rechtsverein-
barung tiber die nationalen Register und das Netz der nationalen Register zu bestehen aufgehért haben, zuganglich
bleiben. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch in der Lage sein, rechtlich vorzusehen, dass Informationen iiber die
wirtschaftlichen Eigentiimer einschliefSlich personenbezogener Daten auch zu anderen Zwecken verarbeitet werden
diirfen, wenn diese Verarbeitung dem offentlichen Interesse dient und eine notwendige und in einem angemesse-
nen Verhiltnis zu dem verfolgten legitimen Zweck stehende Mafinahme in einer demokratischen Gesellschaft
darstellt.

(36)  Dariiber hinaus sollten die Mitgliedstaaten mit dem Ziel der Sicherstellung eines angemessenen und ausgewogenen
Ansatzes und zur Wahrung des Rechts auf Achtung des Privatlebens und auf den Schutz personenbezogener Daten
die Moglichkeit haben, Ausnahmen von der Offenlegungspflicht der Register fiir Angaben {iber den wirtschaftlichen
Eigentiimer und von der Zugriffsmaoglichkeit auf solche Informationen fur aulergewohnliche Fille vorzusehen, in
denen der wirtschaftliche Eigentiimer durch die Informationen einem unverhiltnismifligen Risiko von Betrug,
Entfuhrung, Erpressung, Schutzgelderpressung, Schikane, Gewalt oder Einschiichterung ausgesetzt wiirde. Die Mit-
gliedstaaten sollten auch die Moglichkeit haben eine Online-Registrierung zur Identifizierung aller Personen, die
Informationen aus dem Register anfordern, zu verlangen, ebenso wie die Zahlung einer Gebiihr fiir den Zugang zu
den im Register enthaltenen Informationen.

(37)  Die Vernetzung der zentralen Register der Mitgliedstaaten mit Angaben uiber die wirtschaftlichen Eigentiimer tiber
die mit der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europdischen Parlaments und des Rates (') eingerichtete zentrale
Europiische Plattform erfordert die Koordinierung nationaler Systeme mit unterschiedlichen technischen Eigen-
schaften. Dies erfordert die Annahme technischer Mafnahmen und Spezifikationen, bei denen die Unterschiede
zwischen den Registern zu beriicksichtigen sind. Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Richt-
linie zu gewdhrleisten, sollten der Kommission Durchfithrungsbefugnisse zur Bewiltigung dieser technischen und
operativen Fragen tibertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit dem Priifverfahren gemif Artikel 5
der Verordnung (EU) Nr. 1822011 des Europdischen Parlaments und des Rates (?) wahrgenommen werden. Die
Einbeziehung der Mitgliedstaaten in das Funktionieren des gesamten Systems sollte durch einen regelmifigen
Dialog zwischen der Kommission und den Vertretern der Mitgliedstaaten iiber Fragen betreffend den Betrieb des
Systems und seiner kiinftigen Entwicklung sichergestellt werden.

(38) Die Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates (}) gilt fur die Verarbeitung personen-
bezogener Daten im Rahmen dieser Richtlinie. Demnach sollten natiirliche Personen, deren personenbezogene
Daten in den nationalen Registern als wirtschaftliche Eigentiimer vorgehalten werden, entsprechend in Kenntnis
gesetzt werden. Ferner sollten nur solche personenbezogenen Daten verfiigbar gemacht werden, die sich auf dem

() Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14.Juni 2017 iiber bestimmte Aspekte des Gesell-
schaftsrechts (ABL. L 169 vom 30.6.2017, S. 46).

(?) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

(}) Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).
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neuesten Stand befinden und sich auf die tatsichlichen wirtschaftlichen Eigentiimer beziehen; auferdem sollten die
Begiinstigten iiber ihre Rechte nach dem geltenden Rechtsrahmen fiir den Datenschutz in der Union — Ver-
ordnung (EU) 2016/675 und Richtlinie (EU) 2016/680 des Europdischen Parlaments und des Rates (') — und die
geltenden Verfahren fiir die Ausiibung dieser Rechte belehrt werden. Um zu verhindern, dass die in den Registern
gespeicherten Informationen missbraucht werden und den Rechten der wirtschaftlichen Eigentiimer angemessen
Rechnung zu tragen, konnten die Mitgliedstaaten in Erwdgung ziehen, die Informationen iiber die Person, die den
Antrag stellt, sowie die Rechtsgrundlage fiir den Antrag auch dem wirtschaftlichen Eigentiimer zur Verfigung zu
stellen.

(39)  Wenn durch die Meldung von Unstimmigkeiten durch die zentralen Meldestellen und die zustindigen Behorden
eine laufende Ermittlung gefihrdet wiirde, sollten die zentralen Meldestellen oder die zustindigen Behérden die
Meldung der Unstimmigkeiten solange aufschieben, bis die Griinde dafiir, den Vorfall nicht zu melden, nicht mehr
vorliegen. AufSerdem sollten zentrale Meldestellen und zustindige Behorden Unstimmigkeiten nicht melden, wenn
dies gegen nationale Rechtsvorschriften tiber Vertraulichkeit verstofien wiirde oder jemand rechtswidrig gewarnt
wiirde.

(40)  Diese Richtlinie gilt unbeschadet des Schutzes personenbezogener Daten, die von den zustindigen Behorden nach
Mafgabe der Richtlinie (EU) 2016/680 verarbeitet werden.

(41) Der Zugang zu den Informationen und die Definition berechtigter Interessen sollte dem Recht des Mitgliedstaats
unterliegen, in dem der Trustee eines Trusts oder eine Person mit einer gleichwertigen Position in einer dhnlichen
Rechtsvereinbarung niedergelassen oder ansissig ist. Wenn der Trustee eines Trusts oder eine Person mit einer
gleichwertigen Position in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung weder in einem Mitgliedstaat niedergelassen noch
dort ansissig ist, sollten der Zugang zu den Informationen und die Definition legitimer Interessen dem Recht des
Mitgliedstaats unterliegen, in dem die Angaben iiber den wirtschaftlichen Eigentiimer des Trusts oder der dhnlichen
Rechtsvereinbarung im Einklang mit den Bestimmungen dieser Richtlinie registriert sind.

(42)  Die Mitgliedstaaten sollten ,berechtigtes Interesse“ sowohl als allgemeines Konzept als auch als Kriterium fiir den
Zugang zu Angaben iiber den wirtschaftlichen Eigentiimer in ihren nationalen Rechtsvorschriften definieren. Ins-
besondere sollten diese Definitionen das Konzept des berechtigten Interesses nicht auf Fille beschrinken, bei denen
Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren anhingig sind, und sollten es gegebenenfalls ermoglichen, die priventive
Arbeit im Bereich der Bekimpfung von Geldwische, Terrorismusfinanzierung und damit zusammenhingenden
Vortaten zu beriicksichtigen, die von nichtstaatlichen Organisationen und investigativen Journalisten durchgefiihrt
wurde. Sobald die Vernetzung der Register wirtschaftlicher Eigentiimer der Mitgliedstaaten abgeschlossen ist, sollte
sowohl der innerstaatliche als auch der grenziiberschreitende Zugang zu dem Register jedes Mitgliedstaats auf der
Grundlage der Definition berechtigter Interessen in dem Mitgliedstaat, in dem die Informationen iiber den wirt-
schaftlichen Eigentiimer des Trusts oder der dhnlichen Rechtsvereinbarung im Einklang mit den Bestimmungen
dieser Richtlinie registriert worden sind, infolge einer Entscheidung der zustindigen Behorden dieses Mitgliedstaats
gewihrt werden. In Bezug auf die Register wirtschaftlicher Eigentiimer in den Mitgliedstaaten, sollten die Mitglied-
staaten auch die Moglichkeit haben, Mechanismen fiir Beschwerden gegen Beschliisse iiber die Gewahrung oder
Verweigerung des Zugangs zu den Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer einzurichten. Damit die Regis-
trierung und der Informationsaustausch auf kohirente und effiziente Weise erfolgen konnen, sollten die Mitglied-
staaten sicherstellen, dass ihre fiir das Register der Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer von Trusts
und ahnlichen Rechtsvereinbarungen zustindige Behorde mit den fiir diesen Bereich zustindigen Behorden der
anderen Mitgliedstaaten zusammenarbeitet und mit diesen Behorden Informationen iiber die wirtschaftlichen
Eigentiimer von Trusts oder dhnlichen Rechtsvereinbarungen austauscht, die dem Recht eines Mitgliedstaats un-
terliegen, jedoch in einem anderen Mitgliedstaat verwaltet werden.

(43)  Grenziiberschreitende Korrespondenzbankbeziehungen zu Respondenzinstituten in Drittlindern sind durch ihre
dauerhafte, repetitive Art gekennzeichnet. Deshalb sollten die Mitgliedstaaten, wenn sie in diesem Zusammenhang
die Annahme von verstirkten Sorgfaltspflichten fordern, beriicksichtigen, dass Korrespondenzbankbeziehungen
keine einmaligen Transaktionen oder den reinen Austausch von Mitteilungsfunktionen umfassen. Angesichts der
Tatsache, dass nicht alle grenziiberschreitenden Korrespondenzbankdienstleistungen das gleiche Risiko der Geld-
wische und der Terrorismusfinanzierung mit sich bringen, kann die Intensitdt der in dieser Richtlinie festgelegten
Mafinahmen durch die Anwendung der Grundsitze des risikobasierten Ansatzes festgelegt werden, und der Hohe
des Risikos der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, die ein bestimmtes Respondenzinstitut darstellt, wird
dadurch nicht vorgegriffen.

(44)  Es gilt sicherzustellen, dass die Vorschriften fur die Bekimpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung
von den Verpflichteten ordnungsgemidfl umgesetzt werden. In diesem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten
die Rolle jener offentlichen Behorden stirken, die als zustindige Behorden fungieren und iiber besondere Zu-
standigkeiten fur die Bekimpfung von Geldwidsche oder Terrorismusfinanzierung verfiigen — darunter die zen-
tralen Meldestellen, Behorden, die fiir Ermittlungen oder Strafverfolgungsmaffnahmen in Fillen von Geldwische

() Richtlinie (EU) 2016/680 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustindigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses
2008/977/]1 des Rates (ABL.L 119 vom 4.5.2016, S. 89).
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und damit zusammenhingenden Vortaten und von Terrorismusfinanzierung sowie fiir die Ermittlung, die Beschlag-
nahme, das Einfrieren und die Einziehung von Vermogenswerten aus Straftaten zustindig sind, sowie Behorden, die
Meldungen tiber die grenziiberschreitende Verbringung von Bargeld und iibertragbaren Inhaberpapieren erhalten,
und mit Aufsichts- oder Uberwachungsaufgaben betraute Behorden, die sicherstellen sollen, dass die Verpflichteten
die Vorschriften einhalten. Die Mitgliedstaaten sollten die Rolle der anderen einschligigen Behorden stirken,
einschlieflich der fiir die Bekdimpfung von Korruption zustindigen Behorden und der Steuerbehorden.

(45)  Die Mitgliedstaaten sollten fiir eine wirksame und unparteiische Aufsicht iiber alle Verpflichteten sorgen, vorzugs-
weise durch die Behorden iiber eine separate und unabhingige nationale Regulierungs- oder Aufsichtsbehorde.

(46)  Straftater bewegen illegal erwirtschaftete Betrdge iiber zahlreiche Finanzvermittler, um eine Aufdeckung zu ver-
meiden. Deshalb ist es wichtig, dass es den Kredit- und Finanzinstituten gestattet wird, Informationen nicht nur
gruppenintern, sondern auch mit anderen Kredit- und Finanzinstituten auszutauschen, wobei fur eine gebithrende
Beriicksichtigung der Datenschutzbestimmungen des nationalen Rechts gesorgt werden muss.

(47) Die Behorden, die fiir die Uberwachung der Einhaltung der Richtlinie durch die Verpflichteten zustindig sind,
sollten ungeachtet ihrer Art oder ihres Status zur Zusammenarbeit und zum Austausch von vertraulichen Infor-
mationen befugt sein. Zu diesem Zweck sollten diese zustindigen Behorden iiber eine angemessene Rechtsgrund-
lage fur den Austausch vertraulicher Informationen verfiigen, und die Zusammenarbeit zwischen fir die Bekdmp-
fung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung zustindigen Aufsichtsbehérden und Aufsichtsbehérden sollte
nicht unabsichtlich durch Rechtsunsicherheit, die auf einen Mangel an ausdriicklichen Bestimmungen in diesem
Bereich zuriickgehen kann, behindert werden. Die Beaufsichtigung der wirksamen Umsetzung der gemeinsamen
Politik zur Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung sollte im Einklang mit den Grundsitzen und
Modalitdten der konsolidierten Beaufsichtigung gemifl den einschldgigen branchenspezifischen europiischen
Rechtsvorschriften erfolgen.

(48)  Der Informationsaustausch und die Amtshilfe zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sind fiir die
Zwecke dieser Richtlinie unabdingbar. Dementsprechend sollten die Mitgliedstaaten den Informationsaustausch
oder die Amtshilfe zwischen den zustindigen Behorden weder einem Verbot noch unangemessenen oder iiber-
mifig restriktiven Bedingungen unterwerfen.

(49)  Gemif$ der Gemeinsamen Politischen Erklarung der Mitgliedstaaten und der Kommission vom 28. September 2011
zu erlduternden Dokumenten (') haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in begriindeten Fillen zusitzlich zur
Mitteilung ihrer Umsetzungsmaffnahmen ein oder mehrere Dokumente zu iibermitteln, in denen der Zusammen-
hang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler Umsetzungsinstru-
mente erldutert wird. In Bezug auf diese Richtlinie hilt der Gesetzgeber die Ubermittlung derartiger Dokumente fiir
gerechtfertigt.

(500 Da das Ziel dieser Richtlinie, ndmlich der Schutz des Finanzsystems durch Pravention, Aufdeckung und Unter-
suchung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung, in Anbetracht dessen, dass Einzelmafnahmen der Mit-
gliedstaaten zum Schutz ihres Finanzsystems mit dem Funktionieren des Binnenmarkts sowie den Regeln der
Rechtsstaatlichkeit und der offentlichen Ordnung in der Union unvereinbar sein konnten, von den Mitgliedstaaten
nicht ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen des Umfangs und der Wirkungen der
Mafinahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags iiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in dem-
selben Artikel genannten Grundsatz der Verhaltnismidfigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das fir die Verwirk-
lichung dieses Ziels erforderliche Maf hinaus.

(51)  Diese Richtlinie wahrt die durch die Charta der Grundrechte der Europiischen Union (im Folgenden ,Charta®)
anerkannten Grundrechte und Grundsitze, insbesondere das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens
(Artikel 7 der Charta), das Recht auf den Schutz personenbezogener Daten (Artikel 8 der Charta) und die unter-
nehmerische Freiheit (Artikel 16 der Charta).

(52)  Bei der Ausarbeitung eines Berichts mit einer Beurteilung der Umsetzung dieser Richtlinie sollte die Kommission
die Achtung der in der Charta anerkannten Grundrechte und Grundsitze angemessen beriicksichtigen.

(53) Da die angenommenen Mafnahmen dringend umgesetzt werden sollten, um die bestehende Unionsregelung zur
Pravention der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung zu verschirfen, und die Mitgliedstaaten sich ver-
pflichtet haben, die Richtlinie (EU) 2015/849 rasch umzusetzen, sollten die Anderungen der Richtlinie (EU)
2015/849 bis zum 10. Januar 2020 umgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten bis zum 10. Januar 2020
Register wirtschaftlicher Eigentiimer fiir Gesellschaften und andere juristische Personen und bis zum 10. Mirz
2020 fur Trusts und dhnliche Rechtsvereinbarungen einrichten. Die zentralen Register sollten bis zum 10. Mérz
2021 iiber die zentrale Europdische Plattform vernetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten bis zum 10. September
2020 zentrale automatische Mechanismen einrichten, die die Ermittlung von Inhabern von Bank- und Zahlungs-
konten sowie von Inhabern von Schlieffichern ermdglichen.

() ABL C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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(54)  Der Europdische Datenschutzbeauftragte wurde gemaf Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europiischen Parlaments und des Rates (') angehort und hat am 2. Februar 2017 eine Stellungnahme (?) abge-
geben.

(55) Die Richtlinie (EU) 2015/849 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderung der Richtlinie (EU) 2015/849
Die Richtlinie (EU) 2015/849 wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gedndert:
a) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Abschlusspriifer, externe Buchpriifer und Steuerberater sowie jede andere Person, die — unmittelbar oder tiber
Dritte, mit denen diese andere Person verbunden ist, — als wesentliche geschiftliche oder gewerbliche Tatig-
keit materielle Hilfe, Unterstiitzung oder Beratung im Hinblick auf Steuerangelegenheiten leistet;”

g

Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,d) Immobilienmakler, auch in ihrer Tatigkeit bei der Vermietung von Immobilien, aber nur in Bezug auf Trans-
aktionen, bei denen sich die monatliche Miete auf 10 000 EUR oder mehr beliuft;*

¢) folgende Buchstaben werden angefiigt:
,g) Dienstleister, die virtuelle Wahrungen in Fatgeld und umgekehrt tauschen;
h) Anbieter von elektronischen Geldborsen;

i) Personen, die mit Kunstwerken handeln oder beim Handel mit Kunstwerken als Vermittler titig werden, auch
Kunstgalerien und Auktionshduser, sofern sich der Wert einer Transaktion oder einer Reihe verbundener
Transaktionen auf 10 000 EUR oder mehr beliuft;

j)  Personen, die Kunstwerke lagern, mit Kunstwerken handeln oder beim Handel mit Kunstwerken als Vermittler
tatig werden, wenn dies durch Freihifen ausgefiihrt wird, sofern sich der Wert einer Transaktion oder einer
Reihe verbundener Transaktionen auf 10 000 EUR oder mehr belauft.“

2. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 4 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,) terroristische Straftaten, Straftaten im Zusammenhang mit einer terroristischen Vereinigung und Straftaten
im Zusammenhang mit terroristischen Aktivititen gemidf den Titeln II und III der Richtlinie (EU)
2017/541 (*;

(*) Richtlinie (EU) 2017/541 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15.Mérz 2017 zur Terroris-
musbekdmpfung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/J1 des Rates und zur Anderung des
Beschlusses 2005/671/J des Rates (ABL L 88 vom 31.3.2017, S. 6).

ii) Buchstabe ¢ erhalt folgende Fassung:

,¢) die Tatigkeiten krimineller Vereinigungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses
2008/841/JT des Rates (*);

(*) Rahmenbeschluss 2008/841/J1 des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Bekidmpfung der organisierten Kri-
minalitit (ABL L 300, 11.11.2008, S. 42).%

() Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18.Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien
Datenverkehr (ABIL. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

() ABL C 85 vom 18.3.2017, S. 3.
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b) Nummer 6 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:
,b) bei Trusts alle folgenden Personen:
i) den/die Settlor;
ii) den/die Trustee(s);
iii) den/die Protektor(en), sofern vorhanden;

iv) die Begiinstigten oder — sofern die Einzelpersonen, die Begiinstigte der Rechtsvereinbarung oder juristi-
schen Person sind, noch bestimmt werden miissen — die Gruppe von Personen, in deren Interesse die
Rechtsvereinbarung oder die juristische Person in erster Linie errichtet oder betrieben wird;

v) jede sonstige natiirliche Person, die den Trust durch direkte oder indirekte Eigentumsrechte oder auf
andere Weise letztlich kontrolliert;*

¢) Nummer 16 erhilt folgende Fassung:

,16. ,E-Geld“ E-Geld im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG, jedoch ohne den mone-
tiren Wert im Sinne von Artikel 1 Absdtze 4 und 5 jener Richtlinie;*;

d) folgende Nummern werden angefiigt:

,18. ,virtuelle Wahrungen“ eine digitale Darstellung eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 6ffentlichen
Stelle emittiert wurde oder garantiert wird und nicht zwangslaufig an eine gesetzlich festgelegte Wihrung
angebunden ist und die nicht den gesetzlichen Status einer Wahrung oder von Geld besitzt, aber von
natiirlichen oder juristischen Personen als Tauschmittel akzeptiert wird und die auf elektronischem Wege
iibertragen, gespeichert und gehandelt werden kann;

19. ,Anbieter von elektronischen Geldborsen* einen Anbieter, der Dienste zur Sicherung privater kryptogra-
fischer Schliissel im Namen seiner Kunden anbietet, um virtuelle Wahrungen zu halten, zu speichern und zu
iibertragen.”

3. Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a) in Absatz 2 erhalten die Buchstaben b und ¢ folgende Fassung:

,b) die mit den einzelnen relevanten Sektoren verbundenen Risiken, einschlieflich — sofern verfiigbar — von
Eurostat bereitgestellter Schitzungen des monetiren Volumens der Geldwische fiir jeden dieser Sektoren;

¢) die gangigsten Methoden, die von Straftitern zum Waschen von illegal erwirtschafteten Ertrdgen angewendet
werden, einschlielich — sofern verfiigbar — derjenigen, die insbesondere bei Transaktionen zwischen Mit-
gliedstaaten und Drittlindern verwendet werden, ungeachtet der Einstufung eines Drittlands als Drittland mit
hohem Risiko gemdfl Artikel 9 Absatz 2.5

b) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Die Kommission leitet den Bericht nach Absatz 1 an die Mitgliedstaaten und Verpflichteten weiter, um
diesen bei der Ermittlung, dem Verstindnis, der Steuerung und der Minderung des Risikos von Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung zu helfen und um anderen Interessentragern, darunter nationalen Gesetzgebern, dem
Europdischen Parlament, den Europiischen Aufsichtsbehorden und Vertretern der zentralen Meldestellen, ein
besseres Verstindnis der Risiken zu ermdglichen. Die Berichte werden spitestens sechs Monate, nachdem sie
den Mitgliedstaaten zur Verfiigung gestellt wurden, der Offentlichkeit zuginglich gemacht, ausgenommen die Teile
der Berichte, die vertrauliche Informationen enthalten.”

4. Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) in Absatz 4 werden folgende Buchstaben angefiigt:
o) er meldet die institutionelle Struktur und die groben Verfahren der eigenen Systeme zur Bekdmpfung der
Geldwische und Terrorismusfinanzierung, unter anderem in Bezug auf die zentralen Meldestellen, Steuerbe-
horden und Staatsanwilte, sowie die zugewiesenen Human- und Finanzressourcen, soweit diese Informationen

zur Verfugung stehen;

g) er meldet nationale Anstrengungen und Ressourcen (Arbeitskrifte und Finanzmittel), die zur Bekimpfung der
Geldwische und Terrorismusfinanzierung zur Verfiigung gestellt wurden.”
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b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:
,(5)  Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission, den Europiischen Aufsichtsbehérden und den anderen Mit-
gliedstaaten die Ergebnisse ihrer Risikobewertungen, einschlieflich der zugehorigen Aktualisierungen, zur Ver-
fugung. Andere Mitgliedstaaten konnen dem die Risikobewertung durchfithrenden Mitgliedstaat gegebenenfalls
einschligige zusitzliche Informationen zur Verfiigung stellen. Eine Zusammenfassung der Bewertung wird offent-
lich zugdnglich gemacht. Diese Zusammenfassung enthilt keine vertraulichen Informationen.”

5. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
,(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemifs Artikel 64 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um
Drittlinder mit hohem Risiko zu ermitteln, wobei strategische Mangel zu beriicksichtigen sind, die insbesondere

die folgenden Bereiche betreffen:

a) den rechtlichen und institutionellen Rahmen fur die Bekimpfung der Geldwasche und der Terrorismusfinan-
zierung in dem Drittland, insbesondere

i) die Einstufung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung als Straftatbestand,
ii) Mafnahmen in Bezug auf Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden,

ii) Anforderungen an die Fithrung von Aufzeichnungen,

iv) die Pflicht, verdachtige Transaktionen zu melden,

v) die Verfugbarkeit korrekter und aktueller Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer von juristi-
schen Personen und Rechtsvereinbarungen fur die zustindigen Behorden;

b) die Befugnisse und Verfahren der zustindigen Behorden des Drittlands fir die Zwecke der Bekdmpfung der
Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, einschlieflich angemessen wirksamer, verhaltnisméafiger und
abschreckender Sanktionen, sowie die Praxis des Drittlands beziiglich der Zusammenarbeit und des Austauschs
von Informationen mit den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten;

¢) die Wirksamkeit des Systems des Drittlands zur Bekimpfung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung
beim Vorgehen gegen die entsprechenden Risiken.”

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:
,(4)  Bei der Ausarbeitung der in Absatz 2 genannten delegierten Rechtsakte beriicksichtigt die Kommission
einschldgige Evaluierungen, Bewertungen oder Berichte internationaler Organisationen und Einrichtungen fur die
Festlegung von Standards mit Kompetenzen im Bereich der Verhinderung von Geldwische und der Bekdmpfung
der Terrorismusfinanzierung.”
6. Artikel 10 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
(1)  Die Mitgliedstaaten untersagen ihren Kredit- und Finanzinstituten das Fithren anonymer Konten, anonymer
Sparbiicher oder anonymer SchliefSfacher. Die Mitgliedstaaten schreiben auf jeden Fall vor, dass die Inhaber und
Begiinstigten bestehender anonymer Konten, anonymer Sparbiicher oder anonymer SchlieRficher bis zum 10. Januar
2019 und auf jeden Fall bevor diese Konten, Sparbiicher oder SchliefSfacher in irgendeiner Weise verwendet werden,
der Anwendung von Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden unterworfen werden.”
7. Artikel 12 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
i) in Unterabsatz 1 erhalten die Buchstaben a und b folgende Fassung:
,a) Das Zahlungsinstrument kann nicht wieder aufgeladen werden oder die Zahlungsvorginge, die mit ihm
ausgefiihrt werden konnen, sind auf monatlich 150 EUR begrenzt, die nur in diesem Mitgliedstaat genutzt
werden konnen;

b) der elektronisch gespeicherte Betrag tibersteigt nicht 150 EUR;"

ii) Unterabsatz 2 wird gestrichen;



L 156/56 Amtsblatt der Europdischen Union 19.6.2018

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Ausnahmeregelung nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels bei
Riicktausch — in Bargeld — oder Barabhebung des monetiren Wertes des E-Geldes, wenn der riickgetauschte
Betrag 50 EUR iibersteigt, oder bei Fernzahlungsvorgidngen im Sinne von Artikel 4 Nummer 6 der Richtlinie (EU)
2015/2366 des Europdischen Parlaments und des Rates (*), wenn der gezahlte Betrag 50 EUR pro Transaktion
tibersteigt, keine Anwendung findet.

(*) Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 iiber Zah-
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABLL 337 vom
23.12.2015, S. 35).

¢) folgender Absatz wird angefiigt:

,(3)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Kredit- und Finanzinstitute, die als Erwerber auftreten, Zahlungen
mit in Drittlindern ausgestellten anonymen Guthabenkarten nur akzeptieren, wenn diese Karten Anforderungen
erfilllen, die den in den Absdtzen 1 und 2 genannten gleichwertig sind.

Die Mitgliedstaaten konnen beschliefen, auf ihrem Hoheitsgebiet keine Zahlungen mittels anonymer Guthaben-
karten zu akzeptieren.”

8. Artikel 13 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Buchstabe a erhilt folgende Fassung:

,a) Feststellung der Identitdt des Kunden und Uberpriifung der Kundenidentitdt auf der Grundlage von Doku-
menten, Daten oder Informationen, die von einer glaubwiirdigen und unabhingigen Quelle stammen, ein-
schlieflich soweit verfugbar elektronischer Mittel fiir die Identitatsfeststellung, einschligiger Vertrauensdienste
gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) oder mittels anderer
von den zustindigen nationalen Behorden regulierter, anerkannter, gebilligter oder akzeptierter sicherer Ver-
fahren zur Identifizierung aus der Ferne oder auf elektronischem Weg eingeholt wurden;

(*) Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 iiber elektro-
nische Identifizierung und Vertrauensdienste fiir elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABL L 257 vom 28.8.2014, S.73).

b) am Ende von Buchstabe b wird folgender Satz angefuigt:

,Wenn der ermittelte wirtschaftliche Eigentiimer ein Angehoriger der Fithrungsebene im Sinne von Artikel 3
Nummer 6 Buchstabe a Ziffer ii ist, ergreifen die Verpflichteten die erforderlichen angemessenen Mafnahmen,
um die Identitdt der natiirlichen Person, die die Position als Angehériger der Fithrungsebene innehat, zu iiber-
priifen, und fithren Aufzeichnungen iiber die ergriffenen Manahmen sowie iiber etwaige wihrend des Uber-
priifungsvorgangs aufgetretene Schwierigkeiten.

9. Artikel 14 wird wie folgt gedndert:
a) in Absatz 1 wird folgender Satz angefuigt:

,Zu Beginn einer neuen Geschiftsbeziehung mit einer Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person oder
einem Trust oder einer Rechtsvereinbarung, die in ihrer Struktur oder ihren Funktionen Trusts dhnelt (im
Folgenden ,dhnliche Rechtsvereinbarung®), iiber deren wirtschaftlichen Eigentiimer gemifl Artikel 30 oder 31
Angaben registriert werden miissen, holen die Verpflichteten gegebenenfalls den Nachweis der Registrierung
oder einen Auszug aus dem Register ein.”

b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Verpflichteten ihre Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden nicht
nur in Bezug auf alle neuen Kunden, sondern zu geeigneter Zeit auch in Bezug auf die bestehende Kundschaft auf
risikobasierter Grundlage erfiillen, oder auch dann, wenn sich bei einem Kunden mafgebliche Umstinde dndern
oder wenn der Verpflichtete rechtlich verpflichtet ist, den Kunden im Laufe des betreffenden Kalenderjahres zu
kontaktieren, um etwaige einschldgige Informationen iiber den oder die wirtschaftlichen Eigentiimer zu iiber-
priifen, oder wenn der Verpflichtete gemdfl der Richtlinie 2011/16/EU des Rates dazu verpflichtet ist. (¥)

(*) Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 iiber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehorden
im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (ABL L 64, vom 11.3.2011, S. 1).
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10. Artikel 18 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,In den in den Artikeln 18a bis 24 genannten Fillen sowie in anderen Fillen mit hoheren Risiken, die Mitglied-
staaten oder Verpflichtete ermittelt haben, schreiben die Mitgliedstaaten den Verpflichteten zur angemessenen
Steuerung und Minderung dieser Risiken verstarkte Sorgfaltspflichten vor.“

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Verpflichteten — soweit dies im angemessenen Rahmen
moglich ist — Hintergrund und Zweck aller Transaktionen untersuchen, die eine der folgenden Bedingungen
erfiillen:

i) es handelt sich um komplexe Transaktionen;

i) die Transaktionen sind ungewohnlich grof;

iii) sie folgen einem ungewohnlichen Transaktionsmuster;

iv) sie haben keinen offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmifigen Zweck.

Um zu bestimmen, ob diese Transaktionen oder Tatigkeiten verdchtig sind, verbessern die Verpflichteten ins-
besondere den Umfang und die Art der Uberwachung der Geschiftsbeziehung.”

11. folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 18a

(1)  In Bezug auf Geschiftsbezichungen oder Transaktionen, an denen gemifl Artikel 9 Absatz 2 ermittelte Dritt-
lander mit hohem Risiko beteiligt sind, schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass die Verpflichteten die folgenden
verstirkten Sorgfaltsmafnahmen gegentiber Kunden anwenden:

a) Einholung zusitzlicher Informationen iiber den Kunden und den/die wirtschaftlichen Eigentiimer;
b) Einholung zusitzlicher Informationen iiber die angestrebte Art der Geschiftsbeziehung;

¢) Einholung von Informationen iiber die Herkunft der Gelder und die Herkunft des Vermogens des Kunden und des
wirtschaftlichen Eigentiimers/der wirtschaftlichen Eigentiimer;

d) Einholung von Informationen tiber die Griinde fur die geplanten oder durchgefithrten Transaktionen;
e) Einholung der Zustimmung der Fithrungsebene zur Schaffung oder Weiterfithrung der Geschiftsbeziehung;

f) verstirkte Uberwachung der Geschiftsbeziehung durch hiufigere und zeitlich besser geplante Kontrollen sowie
durch Auswahl von Transaktionsmustern, die einer weiteren Priifung bediirfen.

Die Mitgliedstaaten koénnen vorschreiben, dass die Verpflichteten gegebenenfalls sicherstellen miissen, dass die erste
Zahlung iiber ein Konto im Namen des Kunden bei einem Kreditinstitut erfolgt, das Sorgfaltspflichten unterliegt, die
nicht weniger strikt sind als die in dieser Richtlinie festgelegten.

(2)  Zusitzlich zu den in Absatz 1 vorgesehenen Mafnahmen und in Ubereinstimmung mit den internationalen
Pflichten der Union schreiben die Mitgliedstaaten den Verpflichteten vor, auf natiirliche oder juristische Personen, die
Transaktionen durchfithren, an denen gemifl Artikel 9 Absatz 2 ermittelte Drittlinder mit hohem Risiko beteiligt
sind, gegebenenfalls eine oder mehrere zusitzliche risikomindernde Mafinahmen anzuwenden. Diese Mafnahmen
bestehen aus einem oder mehreren der folgenden Elemente:

a) der Anwendung zusitzlicher verstirkter Sorgfaltsmafnahmen;

b) der Einfithrung verstirkter einschligiger Meldemechanismen oder einer systematischen Meldepflicht fir Finanz-
transaktionen;

¢) der Beschrankung der geschiftlichen Beziehungen oder Transaktionen mit natiirlichen oder juristischen Personen
aus gemdfd Artikel 9 Absatz 2 ermittelten Drittlindern mit hohem Risiko.
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(3) Im Umgang mit gemdfl Artikel 9 Absatz 2 ermittelten Drittlindern mit hohem Risiko ergreifen die Mitglied-
staaten gegebenenfalls zusitzlich zu den in Absatz 1 genannten Mafnahmen und im Einklang mit den interna-
tionalen Pflichten der Union eine oder mehrere der folgenden Mafnahmen:

a) Verwehrung der Griindung von Tochtergesellschaften, Zweigniederlassungen oder Reprisentanzbiiros von Ver-
pflichteten aus dem betreffenden Drittland oder anderweitige Beriicksichtigung der Tatsache, dass der fragliche
Verpflichtete aus einem Drittland stammt, das iiber keine angemessenen Systeme zur Bekimpfung der Geldwische
oder der Terrorismusfinanzierung verfugt;

b) Einfihrung des fur Verpflichtete geltenden Verbots der Griindung von Zweigniederlassungen oder Reprisentanz-
biiros in dem betreffenden Drittland oder anderweitige Beriicksichtigung der Tatsache, dass sich die betreffende
Zweigniederlassung beziehungsweise das betreffende Reprasentanzbiiro in einem Drittland befinden wiirde, das
iiber keine angemessenen Systeme zur Bekdmpfung der Geldwische oder der Terrorismusfinanzierung verfiigt;

¢) Einfuhrung der fiir Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften von in dem betreffenden Land niedergelas-
senen Verpflichteten geltenden Pflicht, sich einer verschirften aufsichtlichen Priffung oder einem verscharften
externen Audit zu unterzichen;

d) Einfihrung verschirfter Anforderungen in Bezug auf das externe Audit von in dem betreffenden Land nieder-
gelassenen Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften von Finanzgruppen;

e) Einfihrung der fur Kredit- und Finanzinstitute geltenden Pflicht, Korrespondenzbankbeziechungen zu Respondenz-
instituten in dem betreffenden Land zu iiberpriifen und zu dndern oder erforderlichenfalls zu beenden.

(4)  Die Mitgliedstaaten beriicksichtigen beim Erlass oder bei der Anwendung der in den Absitzen 2 und 3
genannten Mafinahmen gegebenenfalls einschligige Evaluierungen, Bewertungen oder Berichte internationaler Orga-
nisationen oder von Einrichtungen fiir die Festlegung von Standards mit Kompetenzen im Bereich der Verhinderung
von Geldwasche und der Bekimpfung der Terrorismusfinanzierung hinsichtlich der von einzelnen Drittlindern
ausgehenden Risiken.

(5)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission vor dem Erlass oder der Anwendung der in den Absitzen 2
und 3 genannten Maflnahmen.”

12. in Artikel 19 erhilt die Einleitung folgende Fassung:

,Bei grenziiberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen, die die Ausfihrung von Zahlungen mit einem Respon-
denzinstitut in einem Drittland umfassen, schreiben die Mitgliedstaaten ihren Kredit- und Finanzinstituten zusétzlich
zu den in Artikel 13 festgelegten Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden vor, dass sie bei Aufnahme einer Geschafts-
beziehung*

13. folgender Artikel wird eingefiigt:
LJArtikel 20a

(1)  Jeder Mitgliedstaat erstellt eine Liste und halt sie auf dem neuesten Stand, in der die genauen Funktionen
angegeben sind, die gemiR den nationalen Rechts-und Verwaltungsvorschriften als wichtige offentliche Amter im
Sinne von Artikel 3 Nummer 9 angesehen werden. Die Mitgliedstaaten verlangen von jeder auf ihrem Staatsgebiet
akkreditierten internationalen Organisationen, eine Liste der wichtigen offentlichen Amter im Sinne von Artikel 3
Nummer 9 bei dieser internationalen Organisation zu erstellen und auf dem neuesten Stand zu halten. Diese Listen
werden der Kommission tibermittelt und konnen veroffentlicht werden.

(2)  Die Kommission erstellt die Liste der genauen Funktionen, die auf Ebene der Organe und Einrichtungen der
Union als wichtige offentliche Amter gelten, und hilt sie auf dem neuesten Stand. Diese Liste umfasst auch alle
Funktionen, die Vertretern von Drittstaaten und auf Unionsebene akkreditierten internationalen Einrichtungen iiber-
tragen werden konnen.

(3)  Die Kommission erstellt auf der Grundlage der in den Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels vorgese-
henen Listen eine einzige Liste aller wichtigen offentlichen Amter im Sinne von Artikel 3 Nummer 9. Diese einzige
Liste wird veroffentlicht.

(4) Die in die Liste gemaf Absatz 3 des vorliegenden Artikels aufgenommenen Daten werden gemifs den
Bedingungen des Artikels 41 Absatz 2 behandelt.

14. Artikel 27 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Verpflichtete, an die der Kunde verwiesen wird, angemessene Schritte
unternehmen, um zu gewahrleisten, dass der Dritte auf Ersuchen umgehend mafgebliche Kopien der Daten hinsicht-
lich der Feststellung und Uberpriifung der Identitit des Kunden oder des wirtschaftlichen Eigentiimers einschlielich
Informationen — soweit verfiigbar —, die mittels elektronischer Mittel fiir die Identitdtsfeststellung, einschlagiger
Vertrauensdienste gemafl der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder mittels anderer von den einschldgigen nationalen
Behorden regulierter, anerkannter, gebilligter oder akzeptierter sicherer Verfahren zur Identifizierung aus der Ferne
oder auf elektronischem Weg eingeholt wurden, vorlegt.”
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15. Artikel 30 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
i) Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die in ihrem Gebiet eingetragenen Gesellschaften oder anderen juris-
tischen Personen angemessene, prizise und aktuelle Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer, ein-
schliefSlich genauer Angaben zum wirtschaftlichen Interesse, einholen und aufbewahren miissen. Die Mitglied-
staaten tragen auch dafiir Sorge, dass fir Verstole gegen diesen Artikel wirksame, verhiltnismifige und
abschreckende Maffnahmen oder Sanktionen verhdngt werden.”

i) folgender Unterabsatz wird angefiigt:

,Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesellschaften oder anderen
juristischen Personen, einschlielich iber Anteile, Stimmrechte, Beteiligungen, Inhaberaktien oder andere For-
men der Kontrolle, diesen Einheiten alle notwendigen Informationen zur Verfiigung stellen, damit die Gesell-
schaft oder andere juristische Person die Anforderungen gemafl Unterabsatz 1 erfiillen kann.”

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Angaben, die im zentralen Register gemafs Absatz 3 aufbewahrt
werden, angemessen, prazise und aktuell sind, und schaffen entsprechende Mechanismen. Diese Mechanismen
umfassen eine Verpflichtung der Verpflichteten und — sofern angemessen und soweit diese Verpflichtung ihre
Funktionen nicht unnotig beeintrachtigt — der zustindigen Behorden, etwaige Unstimmigkeiten zu melden, die
sie zwischen den Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer, die in den zentralen Registern zur Verfiigung
stehen, und den ihnen zur Verfiigung stehenden Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer feststellen. Wenn
Unstimmigkeiten gemeldet werden, sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass angemessene Maflnahmen ergriffen
werden, um diese Unstimmigkeiten zeitnah zu beseitigen, und gegebenenfalls in der Zwischenzeit eine entspre-
chende Anmerkung im zentralen Register vorgenommen wird.”

c) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

.(5)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer in allen
Fillen zuganglich sind fiir

a) die zustindigen Behorden und die zentralen Meldestellen, ohne Einschrinkung,
b) Verpflichtete im Rahmen der Erfiillung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden gemif Kapitel 11,
¢) alle Mitglieder der Offentlichkeit.

Die Personen nach Buchstabe ¢ haben Zugang mindestens zum Namen, Monat und Jahr der Geburt, dem
Wohnsitzland und der Staatsangehorigkeit des wirtschaftlichen Eigentiimers sowie zu Art und Umfang des wirt-
schaftlichen Interesses.

Die Mitgliedstaaten konnen unter Bedingungen, die im nationalen Recht festzulegen sind, den Zugang zu weiteren
Informationen vorsehen, die die Identifizierung des wirtschaftlichen Eigentiimers ermdglichen. Diese weiteren
Informationen umfassen im Einklang mit den Datenschutzbestimmungen mindestens das Geburtsdatum oder
die Kontaktdaten.”

d) folgender Absatz wird eingeftigt:

,(5a)  Die Mitgliedstaaten konnen entscheiden, die in ihren nationalen Registern gemaff Absatz 3 gespeicherten
Informationen unter der Bedingung zur Verfigung zu stellen, dass eine Online-Registrierung erfolgt und eine
Gebiihr gezahlt wird, die die Verwaltungskosten fiir die Bereitstellung der Informationen einschlieBlich der Kosten
fir Betrieb und Weiterentwicklung des Registers nicht iiberschreiten darf.”

¢) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die zustindigen Behorden und die zentralen Meldestellen zeitnah
und ungehindert sowie ohne Einschrinkungen und ohne Inkenntnissetzung des betroffenen Unternehmens auf
alle im zentralen Register nach Absatz 3 gespeicherten Informationen zugreifen konnen. Die Mitgliedstaaten
erlauben auch, dass Verpflichtete bei der Wahrnehmung ihrer Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden gemif8 Kapitel
II zeitnah auf diese Informationen zugreifen konnen.
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Zustandige Behorden, denen Zugang zu dem in Absatz 3 genannten zentralen Register zu gewihren ist, sind alle
Behorden, denen Zustindigkeiten fir die Bekdmpfung der Geldwische oder der Terrorismusfinanzierung iiber-
tragen wurden, sowie Steuerbehorden, Aufsichtsbehorden von Verpflichteten und Behorden, die fiirr Ermittlungen
oder Strafverfolgungsmafinahmen in Fillen von Geldwische und damit zusammenhingenden Vortaten und von
Terrorismusfinanzierung sowie fiir die Ermittlung, die Beschlagnahme, das Einfrieren und die Einziehung von
Vermogenswerten aus Straftaten zustindig sind.”

f) Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

,(7)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustindigen Behorden und die zentralen Meldestellen in der Lage
sind, die Informationen nach den Absitzen 1 und 3 zeitnah und kostenlos an die zustindigen Behorden und die
zentralen Meldestellen anderer Mitgliedstaaten zu liefern.”

g) die Absdtze 9 und 10 erhalten folgende Fassung:

,(9)  Fir aufSergewohnliche, nach nationalem Recht festzulegende Umstinde, unter denen der wirtschaftliche
Eigentiimer durch den in Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstaben b und ¢ genannten Zugang einem unverhltnis-
mifigen Risiko von Betrug, Entfithrung, Erpressung, Schutzgelderpressung, Schikane, Gewalt oder Einschiichte-
rung ausgesetzt wiirde, oder fiir den Fall, dass der wirtschaftliche Eigentimer minderjihrig oder anderweitig
geschiftsunfahig ist, konnen die Mitgliedstaaten im Einzelfall eine Ausnahme von dem besagten vollstindigen
oder teilweisen Zugang zu den Informationen iiber den wirtschaftlichen Eigentiimer vorsehen. Die Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass diese Ausnahmen nach eingehender Bewertung der auBergewohnlichen Natur der Umstinde
gewihrt werden. Rechte auf eine verwaltungsrechtliche Priifung des Beschlusses iiber die Ausnahme und auf einen
wirksamen Rechtsbehelf werden gewahrt. Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen gewdhrt hat, veroffentlicht jahrlich
statistische Daten tiber die Anzahl der gewahrten Ausnahmen und deren Begriindungen und legt diese Daten der
Kommission vor.

Die gemdfl Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes gewihrten Ausnahmen gelten weder fiir Kredit- und Finanz-
institute noch fiir Verpflichtete gemafl Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe b, bei denen es sich um
offentliche Bedienstete handelt.

(10)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Absatz 3 genannten zentralen Register iiber die durch
Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) geschaffene
zentrale Europiische Plattform miteinander vernetzt werden. Die Vernetzung der zentralen Register der Mitglied-
staaten mit der Plattform erfolgt nach Mafigabe der technischen Spezifikationen und Verfahren, die durch von der
Kommission gemafl Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2017/1132 und Artikel 31a der vorliegenden Richtlinie erlas-
sene Durchfithrungsrechtsakte festgelegt werden.

Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass die in Absatz 1 genannten Informationen iiber das Netz der na-
tionalen Register gemafS Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2017/1132 und im Einklang mit den nationalen
Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Absitze 5, 5a und 6 des vorliegenden Artikels verfiigbar sind.

Die in Absatz 1 genannten Informationen bleiben nach der Loschung einer Gesellschaft oder einer anderen
juristischen Person aus dem Register noch fiir einen Zeitraum von mindestens finf und hochstens zehn Jahren
tiber die nationalen Register und das Netz der nationalen Register offentlich zuginglich. Die Mitgliedstaaten
arbeiten untereinander und mit der Kommission zusammen, um die verschiedenen Arten des Zugangs gemafd
diesem Artikel umzusetzen.

(*) Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14.Juni 2017 iiber bestimmte
Aspekte des Gesellschaftsrechts (ABL. L 169 vom 30.6.2017, S. 46).“

16. Artikel 31 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1)  Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass dieser Artikel auf Trusts und andere Rechtsvereinbarungen wie
beispielsweise ,fiducie, bestimmte Arten von Treuhand oder ,fideicomiso® Anwendung findet, sofern diese
Rechtsvereinbarungen in ihrer Struktur oder ihren Funktionen Trusts dhneln. Die Mitgliedstaaten legen die
Merkmale fest, durch die festgestellt werden kann, ob solche Rechtsvereinbarungen, die unter ihr Recht fallen,
in ihrer Struktur oder ihren Funktionen Trusts dhneln.

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Trustees eines in dem jeweiligen Mitgliedstaat verwalteten Express
Trusts angemessene, prazise und aktuelle Angaben zu den wirtschaftlichen Eigentiimern in Bezug auf den Trust
einholen und aufbewahren. Diese Angaben umfassen die Identitit:

a) des/der Settlor,
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b) des/der Trustee(s);

¢) des Protektors/der Protektoren (sofern vorhanden),

d) der Begiinstigten oder Kategorie von Begiinstigten sowie

e) jeder anderen natiirlichen Person, unter deren tatsichlicher Kontrolle der Trust steht.

Die Mitgliedstaaten tragen auch dafir Sorge, dass fur Verstofle gegen diesen Artikel wirksame, verhaltnismédfige
und abschreckende Maffnahmen oder Sanktionen verhingt werden.”

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Trustees oder Personen, die gleichwertige Positionen in dhnlichen
Rechtsvereinbarungen im Sinne von Artikel 31 Absatz 1 innehaben, den Verpflichteten ihren Status offenlegen
und die Angaben nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels zeitnah tibermitteln, wenn sie als Trustee oder Person,
die eine gleichwertige Positionen in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung innehat, eine Geschiftsbeziehung auf-
nehmen oder eine gelegentliche Transaktion oberhalb der in Artikel 11 Buchstaben b, ¢ und d genannten
Schwellenwerte durchfiihren.

c) folgender Absatz wird eingefiigt:

,(32)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer von Express
Trusts und dhnlichen Rechtsvereinbarungen gemafl Absatz 1 in einem von dem Mitgliedstaat, in dem der Trustee
des Trusts oder eine Person, die eine gleichwertige Position in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung inne hat,
niedergelassen oder ansassig ist, eingerichteten zentralen Register wirtschaftlicher Eigentiimer gespeichert wird.

Befindet sich der Ort der Niederlassung oder der Wohnsitz des Trustees des Trusts oder eine Person, die eine
gleichwertige Position in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung auferhalb der Union, werden die in Absatz 1
genannten Informationen in einem zentralen Register des Mitgliedstaats aufbewahrt, in dem der Trustee eines
Trust oder eine Person, die eine gleichwertige Position in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung inne hat, eine
Geschiftsbeziechung aufnimmt oder im Namen des Trusts oder der dhnlichen Rechtsvereinbarung Immobilien
erwirbt.

Wenn die Trustees eines Trusts oder Personen, die gleichwertige Positionen in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung
inne haben, in unterschiedlichen Mitgliedstaaten niedergelassen oder ansissig sind oder wenn der Trustee eines
Trusts oder eine Person, die eine gleichwertige Position in einer dhnlichen Rechtsvereinbarung inne hat, im Namen
des Trusts oder der dhnlichen Rechtsvereinbarung mehrere Geschiftsbeziechungen in verschiedenen Mitgliedstaaten
aufnimmt, kann ein Nachweis der Registrierung oder ein Auszug aus den Angaben tiber die wirtschaftlichen
Eigentiimer, die von einem Mitgliedstaat in einem Register gefithrt werden, als ausreichend angesehen werden,
damit die Verpflichtung der Registrierung als erfiillt gilt.“

d) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

,(4)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Informationen iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer eines Trusts
oder einer dhnlichen Rechtsvereinbarungen in allen Fillen zuginglich sind fur:

a) die zustindigen Behorden und die zentralen Meldestellen, ohne Einschrinkung;
b) Verpflichtete im Rahmen der Erfullung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden gemaf$ Kapitel II;
¢) alle natiirlichen oder juristischen Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen konnen;

d) alle natiirlichen oder juristischen Personen, die einen schriftlichen Antrag in Bezug auf einen Trust oder eine
dhnliche Rechtsvereinbarung stellen, die direkt oder indirekt eine Kontrolle verleihende Beteiligung an einer
Gesellschaft oder einer anderen juristischen Person mit Ausnahme der in Artikel 30 Absatz 1 genannten halt
oder besitzt, einschlieflich in Form von Inhaberaktien oder durch andere Formen der Kontrolle.

Die Informationen, die natiirlichen oder juristischen Personen nach den Buchstaben ¢ und d dieses Unterabsatzes
zur Verfigung stehen, umfassen mindestens den Namen, Monat und Jahr der Geburt, das Wohnsitzland und die
Staatsangehorigkeit des wirtschaftlichen Eigentiimers sowie Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses.

Die Mitgliedstaaten konnen unter Bedingungen, die im nationalen Recht festzulegen sind, im Einklang mit den
Datenschutzbestimmungen den Zugang zu weiteren Informationen, die die Identifizierung des wirtschaftlichen
Eigentiimers ermoglichen, vorsehen. Diese weiteren Informationen umfassen mindestens das Geburtsdatum oder
Kontaktdaten. Die Mitgliedstaaten konnen einen weitergehenden Zugang zu den in dem Register enthaltenen
Informationen im Einklang mit ihren nationalen Rechtsvorschriften erlauben.
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Zustindige Behorden, denen Zugang zu dem in Absatz 3a genannten zentralen Register zu gewéhren ist, sind
Behorden, denen Zustindigkeiten fiir die Bekdimpfung der Geldwische oder der Terrorismusfinanzierung iiber-
tragen wurden, sowie Steuerbehorden, Aufsichtsbehérden von Verpflichteten und Behorden, die fiir Ermittlungen
oder Strafverfolgungsmafinahmen in Fillen von Geldwische und damit zusammenhingenden Vortaten und von
Terrorismusfinanzierung sowie fir die Ermittlung, die Beschlagnahme, das Einfrieren und die Einzichung von
Vermogenswerten aus Straftaten zustindig sind.”

e) folgender Absatz wird eingefiigt:

.,(4a)  Die Mitgliedstaaten konnen entscheiden, die in ihren nationalen Registern gemifl Absatz 3a gespeicherten
Informationen unter der Bedingung zur Verfiigung zu stellen, dass eine Online-Registrierung erfolgt und eine
Gebiihr gezahlt wird, die die Verwaltungskosten fiir die Bereitstellung der Informationen einschlielich der Kosten
fur Betrieb und Weiterentwicklung des Registers nicht tiberschreiten darf.

f) Absatz 5 erhalt folgende Fassung:

,(5) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Informationen, die im zentralen Register gemiff Absatz 3a
aufbewahrt werden, angemessen, prizise und aktuell sind, und schaffen entsprechende Mechanismen. Diese
Mechanismen umfassen eine Verpflichtung der Verpflichteten und — sofern angemessen und soweit diese Ver-
pflichtung ihre Funktionen nicht unnétig beeintrichtigt — der zustindigen Behorden, etwaige Unstimmigkeiten
zu melden, die sie zwischen den Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer, die in den zentralen Registern zur
Verfigung stehen, und den ihnen zur Verfiigung stehenden Informationen tiber die wirtschaftlichen Eigentiimer
feststellen. Wenn Unstimmigkeiten gemeldet werden, sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass angemessene Maf-
nahmen ergriffen werden, um diese Unstimmigkeiten zeitnah zu beseitigen, und gegebenenfalls in der Zwischen-
zeit eine entsprechende Anmerkung im zentralen Register vorgenommen wird.”

g) Absatz 7 erhilt folgende Fassung:
.(7)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustindigen Behorden und die zentralen Meldestellen in der Lage

sind, Informationen nach den Absitzen 1 und 3 zeitnah und kostenlos an die zustindigen Behorden und die
zentralen Meldestellen anderer Mitgliedstaaten zu liefern.”

=

folgender Absatz wird eingefiigt:

,(7a)  Fir auBergewohnliche, nach nationalem Recht festzulegende Umstinde, unter denen der wirtschaftliche
Eigentiimer durch den in Absatz 4 Unterabsatz 1 Buchstaben b, ¢ und d genannten Zugang einem unverhalt-
nismafligen Risiko von Betrug, Entfithrung, Erpressung, Schutzgelderpressung, Schikane, Gewalt oder Einschiich-
terung ausgesetzt wiirde, oder fiir den Fall, dass der wirtschaftliche Eigentiimer minderjahrig oder anderweitig
geschiftsunfahig ist, konnen die Mitgliedstaaten im Einzelfall eine Ausnahme von dem besagten vollstindigen
oder teilweisen Zugang zu den Informationen tiber den wirtschaftlichen Eigentiimer vorsehen. Die Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass diese Ausnahmen nach eingehender Bewertung der aufergewohnlichen Natur der Umstidnde
gewihrt werden. Rechte auf eine verwaltungsrechtliche Priifung des Beschlusses iiber die Ausnahme und auf einen
wirksamen Rechtsbehelf werden gewahrt. Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen gewdahrt hat, veroffentlicht jahrlich
statistische Daten tiber die Anzahl der gewahrten Ausnahmen und deren Begriindungen und legt diese Daten der
Kommission vor.

Die gemif8 Unterabsatz 1 gewdhrten Ausnahmen gelten nicht fiir Kredit- und Finanzinstitute sowie Verpflichtete
gemifl Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 3 Buchstabe b, wenn es sich dabei um offentliche Bedienstete handelt.

BeschliefSt ein Mitgliedstaat eine Ausnahme gemdf Unterabsatz 1, schrinkt er den Zugang der zustindigen
Behorden und der zentralen Meldestellen zu den Informationen nicht ein.”

i) Absatz 8 wird gestrichen;
j) Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

,(9)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Absatz 3a genannten zentralen Register iiber die durch
Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2017/1132 geschaffene zentrale Europdische Plattform miteinander ver-
netzt werden. Die Vernetzung der zentralen Register der Mitgliedstaaten mit der Plattform erfolgt nach MafSgabe
der technischen Sperzifikationen und Verfahren, die durch von der Kommission gemaf§ Artikel 24 der Richtlinie
(EU) 2017/1132 und Artikel 31a der vorliegenden Richtlinie erlassene Durchfiihrungsrechtsakte festgelegt werden.

Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Informationen
iber das Netz der nationalen Register gemifl Artikel 22 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2017/1132 und im Einklang
mit den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Absitze 4 und 5 des vorliegenden Artikels verfugbar
sind.
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Die Mitgliedstaaten ergreifen angemessene Mafnahmen, um sicherzustellen, dass ausschlieflich aktuelle, sich auf
die tatsichlichen wirtschaftlichen Eigentiimer beziehende Informationen nach Absatz 1 iiber ihre nationalen
Register und das Netz der nationalen Register verfiigbar gemacht werden und der Zugriff im Einklang mit den
Datenschutzvorschriften erfolgt.

Die in Absatz 1 genannten Angaben bleiben noch fiir einen Zeitraum von mindestens finf und hochstens 10
Jahren, nachdem die Griinde fiir die Registrierung der in Absatz 3a genannten Informationen iiber die wirt-
schaftlichen Eigentiimer zu bestehen aufgehort haben, iiber die nationalen Register und das Netz der nationalen
Register offentlich zuginglich. Die Mitgliedstaaten arbeiten mit der Kommission zusammen, um die verschiedenen
Arten des Zugangs gemdfl den Absitzen 4 und 4a umzusetzen.”

k) folgender Absatz wird angefiigt:

,(10)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission bis zum 10. Juli 2019 die Kategorien, eine Beschreibung
der Merkmale, die Namen und sofern angezeigt die geltende Rechtsgrundlage der in Absatz 1 genannten Trusts
und dhnliche Rechtsvereinbarungen. Die Kommission veroffentlicht die konsolidierte Liste dieser Trusts und
dhnlicher Rechtsvereinbarungen bis zum 10. September 2019 im Amtsblatt der Europdischen Union.

Die Kommission legt dem Europiischen Parlament und dem Rat bis zum 26. Juni 2020 einen Bericht vor, in dem
bewertet wird, ob alle in Absatz 1 genannten Trusts und &hnliche Rechtsvereinbarungen und dem Recht von
Mitgliedstaaten unterliegen, ordnungsgemafl ermittelt wurden und unter die in dieser Richtlinie festgelegten Ver-
pflichtungen fallen. Gegebenenfalls trifft die Kommission die erforderlichen Mafnahmen, um auf die Ergebnisse
dieses Berichts zu reagieren.”

17. folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 31a
Durchfithrungsrechtsakte

Wenn dies zusitzlich zu den von der Kommission gemaf8 Artikel 24 der Richtlinie (EU) 2017/1132 und gemifl dem
Geltungsbereich der Artikel 30 und 31 dieser Richtlinie erlassenen Durchfithrungsrechtsakten erforderlich ist, erlasst
die Kommission im Wege von Durchfithrungsrechtsakten technische Spezifikationen und Verfahren, die erforderlich
sind, um fiir die Vernetzung der zentralen Register der Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 30 Absatz 10 und
Artikel 31 Absatz 9 zu sorgen, in Bezug auf

a) die technischen Spezifikationen zur Festlegung der technischen Daten, die benotigt werden, damit die Plattform
ihre Aufgaben erfiillen kann, und die Methode fiir Speicherung, Verwendung und Schutz dieser Daten,

b) die gemeinsamen Kriterien, nach denen die Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer iiber das Netz der
nationalen Register verfiigbar sind, abhingig von dem Ausmaf$ des von den Mitgliedstaaten gewihrten Zugangs,

¢) die technischen Details hinsichtlich der Frage, wie die Informationen tiber die wirtschaftlichen Eigentiimer zur
Verfiigung gestellt werden sollen,

d) die technischen Bedingungen fur die Verfugbarkeit des Netzes der nationalen Register,

e) die technischen Modalititen fiir die Umsetzung der verschiedenen Arten des Zugangs zu Informationen tiber die
wirtschaftlichen Eigentiimer auf der Grundlage von Artikel 30 Absatz 5 und Artikel 31 Absatz 4,

f) die Zahlungsbedingungen, wenn fur den Zugang zu Angaben iiber die wirtschaftlichen Eigentiimer eine Gebiihr
gemdfd Artikel 30 Absatz 5a und Artikel 31 Absatz 4a zu entrichten ist, wobei die verfiigbaren Zahlungsmoglich-
keiten wie Fernzahlungsvorginge zu beriicksichtigen sind.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemidfl dem in Artikel 64a Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

Bei ihren Durchfiithrungsrechtsakten bemiiht sich die Kommission, bereits erprobte Technologien und bereits beste-
hende Verfahren wiederzuverwenden. Die Kommission sollte sicherstellen, dass durch die zu entwickelnden Systeme
keine Kosten entstehen, die tiber das fiir die Umsetzung dieser Richtlinie unbedingt erforderliche Maf hinausgehen.
Die Durchfithrungsrechtsakte der Kommission sind durch Transparenz und den Austausch von Erfahrungen und
Informationen zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten gepragt.”
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18. In Artikel 32 wird folgender Absatz wird angefiigt:

»(9)  Unbeschadet des Artikels 34 Absatz 2 kann jede zentrale Meldestelle im Rahmen ihrer Aufgaben von jedem
Verpflichteten Informationen fiir den in Absatz 1 genannten Zweck anfordern, einholen und nutzen, selbst wenn
keine vorherige Meldung gemifS Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 34 Absatz 1 erstattet wurde.”

19. folgender Artikel wird eingefiigt:
LJArtikel 32a

(1)  Die Mitgliedstaaten richten zentrale automatische Mechanismen wie zentrale Register oder zentrale elektro-
nische Datenabrufsysteme ein, die die zeitnahe Ermittlung aller natiirlichen oder juristischen Personen ermdglichen,
die bei Kreditinstituten in ihrem Hoheitsgebiet durch die IBAN identifizierte Zahlungskonten und Bankkonten im
Sinne der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates (*), oder SchliefSficher inne-
haben oder kontrollieren. Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission eine Beschreibung der Merkmale dieser
nationalen Mechanismen.

(2)  Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass die Informationen, die in den in Absatz 1 des vorliegenden
Artikels genannten zentralen Mechanismen aufbewahrt werden, den nationalen zentralen Meldestellen direkt, sofort
und ungefiltert zuginglich sind. Die Informationen miissen auch den nationalen zustindigen Behorden zuginglich
sein, damit diese ihren Pflichten im Rahmen dieser Richtlinie nachkommen konnen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher,
dass jede zentrale Meldestelle anderen zentralen Meldestellen Informationen, die in den in Absatz 1 des vorliegenden
Artikels genannten zentralen Mechanismen aufbewahrt werden, zeitnah gemaf Artikel 53 tibermitteln kann.

(3)  Es wird sichergestellt, dass die in Absatz 1 genannten zentralen Mechanismen den Zugriff auf und die Suche in
folgenden Informationen ermdglichen:

— in Bezug auf den Inhaber des Kundenkontos und jede Person, die vorgibt, im Namen des Kunden zu handeln:
den Namen, erginzt entweder durch die anderen Identifizierungsdaten, die nach den nationalen Bestimmungen
zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a vorgeschrieben sind, oder eine individuelle Kennnummer;

— in Bezug auf den wirtschaftlichen Eigentiimer des Inhabers des Kundenkontos: den Namen, erginzt entweder
durch die anderen Identifizierungsdaten, die nach den nationalen Bestimmungen zur Umsetzung von Artikel 13
Absatz 1 Buchstabe b vorgeschrieben sind, oder eine individuelle Kennnummer;

— in Bezug auf das Bank- oder Zahlungskonto: die IBAN-Nummer und das Datum der Kontoer6ffnung und
-schliefung;

— in Bezug auf das SchliefSfach: den Namen des Mieters, erginzt entweder durch die anderen Identifizierungsdaten,
die nach den nationalen Bestimmungen zur Umsetzung von Artikel 13 Absatz 1 vorgeschrieben sind, oder durch
eine individuelle Kennnummer, und die Dauer des Mietzeitraums.

(4)  Die Mitgliedstaaten konnen vorschreiben, dass andere Informationen, die fiir zentrale Meldestellen und zu-
standige Behorden fir die Erfillung ihrer Pflichten im Rahmen dieser Richtlinie als wesentlich angesehen werden,
tiber die zentralen Mechanismen verfiigbar und durchsuchbar sind.

(5)  Die Kommission legt dem Europiischen Parlament und dem Rat bis zum 26. Juni 2020 einen Bericht vor, in
dem die Bedingungen und technischen Spezifikationen und Verfahren fur die Gewahrleistung einer sicheren und
effizienten Vernetzung der zentralen automatischen Mechanismen bewertet werden. Gegebenenfalls wird dem Bericht
ein Gesetzgebungsvorschlag beigefuigt.

(*) Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Marz 2012 zur Festlegung
der technischen Vorschriften und der Geschiftsanforderungen fiir Uberweisungen und Lastschriften in Euro und
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 (ABL L 94 vom 30.3.2012, S. 22).

20. Folgender Artikel wird eingefiigt:
LArtikel 32b

,(1)  Die Mitgliedstaaten geben den zentralen Meldestellen und den zustindigen Behorden Zugang zu Informatio-
nen, die die zeitnahe Identifizierung aller natiirlichen oder juristischen Personen ermoglichen, die in ihrem Hoheits-
gebiet Eigentiimer von Immobiliensind, unter anderem iiber Register oder elektronische Datenabrufsysteme, soweit
solche Register oder Systeme zur Verfiigung stehen.

(2)  Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat bis zum 31. Dezember 2020 einen Bericht
vor, in dem beurteilt wird, inwiefern es notwendig und verhdltnismafig ist, die in den Registern enthaltenen
Informationen zu vereinheitlichen, und inwiefern es erforderlich ist, diese Register zu vernetzen. Gegebenenfalls
wird dem Bericht ein Gesetzgebungsvorschlag beigefiigt.”
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21. Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:
,b) der zentralen Meldestelle auf Verlangen unmittelbar alle erforderlichen Auskiinfte zur Verfiigung stellen.”;
22. in Artikel 34 wird folgender Absatz eingefiigt:

,(3)  Die von den Mitgliedstaaten benannten Selbstverwaltungseinrichtungen veréffentlichen einen Jahresbericht mit
Informationen iiber

a) die gemdfl den Artikeln 58, 59 und 60 ergriffenen Mafnahmen,
b) die Anzahl der erhaltenen Berichte tiber Verstole gemdfl Artikel 61, sofern zutreffend,

¢) die Anzahl der von der Selbstverwaltungseinrichtung erhaltenen Berichte gemify Absatz 1 und die Anzahl der
Berichte, die von der Selbstverwaltungseinrichtung an die zentrale Meldestelle weitergeleitet wurde, sofern zu-
treffend,

d) sofern zutreffend die Anzahl und eine Beschreibung der Mafnahmen, die gemaf$ Artikel 47 und 48 durchgefiihrt
wurden, um zu uberpriifen, ob die Verpflichteten ihre Verpflichtungen gemaf den folgenden Artikeln einhalten:

i) Artikel 10 bis 24 (Sorgfaltspflicht gegeniiber Kunden),
i) Artikel 33, 34 und 35 (Verdachtsmeldungen),
iii) Artikel 40 (Aufbewahrung von Aufzeichnungen) und
iv) Artikel 45 und 46 (interne Kontrollen).

23. Artikel 38 erhalt folgende Fassung:

JArtikel 38

(1)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Einzelpersonen, einschlieflich Angestellte und Vertreter des Verpflich-
teten, die intern oder der zentralen Meldestelle einen Verdacht auf Geldwische oder Terrorismusfinanzierung melden,
rechtlich vor Bedrohungen, Vergeltungsmafinahmen oder Anfeindungen und insbesondere vor nachteiligen oder
diskriminierenden Mafinahmen im Beschiftigungsverhaltnis geschiitzt werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Einzelpersonen, die Bedrohungen, Vergeltungsmaffnahmen oder An-
feindungen oder nachteiligen oder diskriminierenden Maffnahmen im Beschiftigungsverhaltnis ausgesetzt sind, weil
sie intern oder der zentralen Meldestelle einen Verdacht auf Geldwische oder Terrorismusfinanzierung gemeldet
haben, bei der jeweiligen zustindigen Behorden auf sichere Weise eine Beschwerde einreichen koénnen. Unbeschadet
der Vertraulichkeit der von der zentralen Meldestelle gesammelten Informationen, sorgen die Mitgliedstaaten auch
dafur, dass solche Einzelpersonen das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf haben, um ihre Rechte gemifs diesem
Absatz zu schiitzen.”

24. Artikel 39 Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Das Verbot nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels steht einer Informationsweitergabe zwischen derselben
Unternehmensgruppe angehorenden Kredit- und Finanzinstituten der Mitgliedstaaten oder zwischen diesen Instituten
und ihren Zweigstellen und mehrheitlich in ihrem Besitz befindlichen Tochterunternehmen in Drittlindern nicht
entgegen, sofern sich diese Zweigstellen und Tochterunternchmen uneingeschrinkt an die gruppenweit anzuwen-
denden Strategien und Verfahren gemidfl Artikel 45, darunter Verfahren fiir den Informationsaustausch innerhalb der
Gruppe, halten und die gruppenweit anzuwendenden Strategien und Verfahren die Anforderungen dieser Richtlinie
erfillen.”

25. Artikel 40 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Buchstaben a erhilt folgende Fassung:

,a) bei Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden eine Kopie der erhaltenen Dokumente und Informationen, die fur die
Erfillung der Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden gemidfl Kapitel II erforderlich sind, einschlieflich Informa-
tionen — soweit verfugbar —, die mittels elektronischer Mittel fiir die Identitdtsfeststellung, einschlagiger
Vertrauensdienste gemdfl der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder mittels anderer von den einschldgigen
nationalen Behorden regulierter, anerkannter, gebilligter oder akzeptierter sicherer Verfahren zur Identifizie-
rung aus der Ferne oder auf elektronischem Weg eingeholt wurden, fiir die Dauer von fiinf Jahren nach
Beendigung der Geschiftsbeziehung mit dem Kunden oder nach dem Zeitpunkt einer gelegentlichen Trans-
aktion;”
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b) folgender Unterabsatz wird angefuigt:

,Die Aufbewahrungsfrist gemdfl diesem Absatz, einschlieflich der weiteren Aufbewahrungsfrist, die zusdtzliche
funf Jahre nicht tberschreitet, gilt auch fir Daten, die iiber die in Artikel 32a genannten zentralen Mechanismen
zuginglich sind.”

26. Artikel 43 erhalt folgende Fassung:

JArtikel 43

Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf der Grundlage dieser Richtlinie zu Zwecken der Verhinderung von
Geldwische und Terrorismusfinanzierung gemafl Artikel 1 ist als Angelegenheit von offentlichem Interesse gemafs der
Verordnung (EU) 2016679 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) anzusehen.

(*) Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27.April 2016 zum Schutz
natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-
hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).”

27. Artikel 44 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 44

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen als Beitrag zur Vorbereitung der Risikobewertung gemifs Artikel 7 sicher, dass sie
die Wirksamkeit ihrer Systeme zur Bekdmpfung von Geldwische oder Terrorismusfinanzierung iiberpriifen konnen,
indem sie umfassende Statistiken tiber Faktoren, die fiir die Wirksamkeit solcher Systeme relevant sind, fithren.

(2)  Die in Absatz 1 genannten Statistiken erfassen

a) Daten zur Messung von Grofle und Bedeutung der verschiedenen Sektoren, die in den Geltungsbereich dieser
Richtlinie fallen, einschlieflich der Anzahl der natiirlichen Personen und der Einheiten sowie der wirtschaftlichen
Bedeutung jedes Sektors,

=z

Daten zur Messung von Verdachtsmeldungen, Untersuchungen und Gerichtsverfahren im Rahmen des nationalen
Systems zur Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung, einschlieflich der Anzahl der bei der
zentralen Meldestelle erstatteten Verdachtsmeldungen, der im Anschluss daran ergriffenen Mafnahmen und — auf
Jahresbasis — der Anzahl der untersuchten Fille, der verfolgten Personen und der wegen Delikten der Geldwiasche
oder Terrorismusfinanzierung verurteilten Personen, der Arten der Vortaten, wenn derartige Informationen vor-
liegen, sowie des Werts des eingefrorenen, beschlagnahmten oder eingezogenen Vermogens in Euro,

¢) sofern vorhanden, Daten iiber die Zahl und den Anteil der Meldungen, die zu weiteren Untersuchungen fiihren,
zusammen mit einem Jahresbericht fiir die Verpflichteten, in dem der Nutzen ihrer Meldungen und die daraufhin
ergriffenen Mafinahmen erldutert werden,

d) Daten tiber die Zahl der grenziiberschreitenden Informationsersuchen, die von der zentralen Meldestelle gestellt
wurden, bei ihr eingingen, von ihr abgelehnt oder teilweise bzw. vollstindig beantwortet wurden, aufgeschliisselt
nach ersuchendem Staat,

e) das Personal, das den fiir die Aufsicht tiber die Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung
zustindigen Behorden zugewiesen wurde, sowie das den zentralen Meldestellen fiir die Ausfihrung der in
Artikel 32 angegebenen Aufgaben zugewiesene Personal,

f) die Anzahl der Mafnahmen der Aufsichtsbehorden vor Ort und anderswo, die Anzahl der auf der Grundlage der
Mafinahmen der Aufsichtsbehorden festgestellten Verstoe und die Anzahl der von den Aufsichtsbehorden
angewandten Sanktionen/Verwaltungsmafinahmen.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass auf Jahresbasis eine konsolidierte Zusammenfassung ihrer Statistiken
veroffentlicht wird.

(4)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission jihrlich die in Absatz 2 genannten Statistiken. Die Kommis-
sion veroffentlicht einen jihrlichen Bericht, in dem die in Absatz 2 genannten Statistiken zusammengefasst und
erlautert werden und der auf ihrer Website zur Verfiigung gestellt wird.“
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28. Artikel 45 Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

.(4)  Die Mitgliedstaaten und die Europiischen Aufsichtsbehérden unterrichten einander iiber Fille, in denen die
Umsetzung der gemaff Absatz 1 erforderlichen Strategien und Verfahren nach dem Recht eines Drittlandes nicht
zuldssig ist. In solchen Fillen kann im Rahmen eines abgestimmten Vorgehens eine Losung angestrebt werden. Bei
der Beurteilung, welche Drittlinder die Umsetzung der gemaf8 Absatz 1 erforderlichen Maffnahmen und Verfahren
nicht gestatten, beriicksichtigen die Mitgliedstaaten und die Europdischen Aufsichtsbehorden etwaige rechtliche Be-
schrankungen, durch die die ordnungsgemifle Umsetzung dieser Malnahmen und Verfahren behindert werden kann,
einschlieflich Beschrankungen in Bezug auf Geheimhaltungspflicht oder Datenschutz und andere Beschrinkungen,
die den Austausch von Informationen, die fiir diesen Zweck relevant sein konnen, behindern.”

29. Artikel 47 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass Dienstleistungsanbieter, bei denen virtuelle in Fiatgeld und umgekehrt
getauscht werden konnen, und Anbieter von elektronischen Geldborsen eingetragen werden miissen und dass
Wechselstuben, Scheckeinlosestellen und Dienstleister fiir Trusts und Gesellschaften zugelassen oder eingetragen
und Anbieter von Gliicksspieldiensten reguliert sein miissen.

30. Artikel 48 wird wie folgt gedndert:
a) folgender Absatz wird eingefiigt:

»(1a)  Um die wirksame Zusammenarbeit und insbesondere den Informationsaustausch zu erleichtern und zu
fordern, tibermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission die Liste der zustindigen Behorden der in Artikel 2
Absatz 1 aufgefuhrten Verpflichteten einschlieSlich ihrer Kontaktdaten. Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge,
dass die der Kommission iibermittelten Informationen auf dem neuesten Stand gehalten werden.

Die Kommission verdffentlicht ein Verzeichnis dieser Behorden und ihre Kontaktdaten auf ihrer Website. Die in
dem Verzeichnis aufgefithrten Behorden fungieren innerhalb ihrer Befugnisse als Kontaktstelle fiir die entspre-
chenden zustindigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten. Die Finanzaufsichtsbehorden der Mitgliedstaaten
fungieren auferdem als eine Kontaktstelle fiir die Europdischen Aufsichtsbehorden.

Um fiir eine angemessene Durchsetzung dieser Richtlinie zu sorgen, schreiben die Mitgliedstaaten vor, dass alle
Verpflichteten einer angemessenen Aufsicht unterliegen, einschlieflich der Befugnis, vor Ort und anderswo eine
Beaufsichtigung durchzufiihren und ergreifen angemessene und verhaltnismifige Verwaltungsmaflnahmen, um bei
VerstoRen Abhilfe zu schaffen.”

=

Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustindigen Behorden iiber angemessene Befugnisse verfiigen,
einschlieflich der Befugnis, alle Auskiinfte zu verlangen, die fiir die Uberwachung der Einhaltung der einschlagigen
Vorschriften relevant sind, und Kontrollen durchzufithren, sowie tiber die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben
angemessenen finanziellen, personellen und technischen Mittel. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Per-
sonal dieser Behorden — auch in Fragen der Vertraulichkeit, des Datenschutzes und der Standards im Umgang
mit Interessenkonflikten — in Bezug auf seine Integritdt hohen Mafstiben geniigt und entsprechend qualifiziert
ist und mit hohem professionellem Standard arbeitet.”

¢) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem der Verpflich-
tete Niederlassungen unterhalt, die Einhaltung der zur Umsetzung dieser Richtlinie verabschiedeten nationalen
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats durch diese Niederlassungen beaufsichtigen.

Bei Kredit- und Finanzinstituten, die Teil einer Gruppe sind, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass fiir die Zwecke
des Unterabsatzes 1 die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem ein Mutterunternehmen niedergelassen
ist, mit den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, in denen sich die Niederlassungen
befinden, die Teil der Gruppe sind.

Bei den in Artikel 45 Absatz 9 genannten Niederlassungen kann die Aufsicht gemidfl Unterabsatz 1 des vor-
liegenden Absatzes geeignete und verhaltnismafSige MafSnahmen umfassen, mit denen schwere Mangel behoben
werden sollen, die sofortiger Abhilfe bediirfen. Diese Manahmen sind befristet und werden aufgehoben, wenn die
festgestellten Miangel behoben sind, was auch mit Hilfe der oder in Zusammenarbeit mit den zustindigen
Behorden im Herkunftsmitgliedstaat des Verpflichteten im Einklang mit Artikel 45 Absatz 2 erfolgen kann.”
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d) in Absatz 5 wird folgender Unterabsatz eingefiigt:

,Bei Kredit- und Finanzinstituten, die Teil einer Gruppe sind, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die zustdn-
digen Behorden des Mitgliedstaats, in dem ein Mutterunternehmen niedergelassen ist, die wirksame Umsetzung
der gruppenweiten Strategien und Verfahren gemafl Artikel 45 Absatz 1 beaufsichtigen. Zu diesem Zweck stellen
die Mitgliedstaaten sicher, dass die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in dem die Kredit- und Finanz-
institute, die Teil der Gruppe sind, niedergelassen sind, mit den zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in
dem das Mutterunternehmen niedergelassen ist, zusammenarbeiten.”

31. Artikel 49 erhilt folgende Fassung:
LJArtikel 49

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die politischen Entscheidungstrager, die zentralen Meldestellen, die Aufsichts-
behorden und andere an der Bekdmpfung von Geldwische und Terrorismusfinanzierung beteiligte zustindige Be-
horden sowie Steuerbehorden und Strafverfolgungsbehorden, wenn sie innerhalb des Geltungsbereich dieser Richt-
linie titig werden, auch im Hinblick auf die Erfillung ihrer Pflicht nach Artikel 7 tiber wirksame Mechanismen
verfiigen, die bei der Entwicklung und Umsetzung von Strategien und Mafnahmen zur Bekdimpfung von Geldwische
und Terrorismusfinanzierung die Zusammenarbeit und Koordinierung im Inland ermdglichen.”

32. in Kapitel VI Abschnitt 3 wird folgender Unterabschnitt eingefiigt:

JLUnterabschnitt Ila
Zusammenarbeit zwischen den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
Atrtikel 50a

Die Mitgliedstaaten unterwerfen den Informationsaustausch oder die Amtshilfe zwischen zustindigen Behorden fiir
die Zwecke dieser Richtlinie weder einem Verbot noch unangemessenen oder iibermifig restriktiven Bedingungen.
Sie stellen insbesondere sicher, dass die zustindigen Behorden etwaige Amtshilfeersuchen nicht aus folgenden
Griinden ablehnen:

a) das Ersuchen berithrt nach ihrem Dafiirhalten auch steuerliche Belange;

b) das nationale Recht schreibt vor, dass die Verpflichteten die Geheimhaltung oder die Vertraulichkeit wahren
missen, aufler in den Fillen, in denen die einschldgigen Informationen, auf die sich das Ersuchen bezieht, durch
ein Zeugnisverweigerungsrecht geschiitzt werden oder in denen ein Berufsgeheimnis gemafS Artikel 34 Absatz 2
gilt;

¢) in dem ersuchenden Mitgliedstaat ist eine Ermittlung, eine Untersuchung oder ein Verfahren anhingig, es sei denn,
die Ermittlung, die Untersuchung oder das Verfahren wiirde durch die Amtshilfe beeintrichtigt;

d) Art und Stellung der ersuchenden zustindigen Behorde unterscheiden sich von Art und Stellung der ersuchten
zustandigen Behorde.”

33. Artikel 53 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zentralen Meldestellen spontan oder auf Ersuchen simtliche
Informationen austauschen, die fiir die zentralen Meldestellen bei der Verarbeitung oder Auswertung von Infor-
mationen im Zusammenhang mit Geldwische oder Terrorismusfinanzierung und beziiglich der beteiligten natiir-
lichen oder juristischen Personen von Belang sein konnen, selbst wenn zum Zeitpunkt des Austauschs die Art der
Vortaten, die damit im Zusammenhang stehen kénnen, nicht feststeht, und unabhingig von der Art dieser
Vortaten.”

=z

Absatz 2 Unterabsatz 2 Satz 2 erhilt folgende Fassung:

,Diese zentrale Meldestelle holt die Informationen gemifl Artikel 33 Absatz 1 ein und leitet die Antworten
umgehend weiter.”

34. in Artikel 54 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zentralen Meldestellen mindestens eine Kontaktperson oder Kontaktstelle
benennen, die fiir die Annahme von Informationsersuchen der zentralen Meldestellen in anderen Mitgliedstaaten
zustdndig ist.”

35. Artikel 55 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die vorherige Zustimmung der ersuchten zentralen Meldestelle zur
Weitergabe der Informationen unabhingig von der Art der Vortaten, die damit im Zusammenhang stehen konnen,
umgehend und moglichst weitgehend an die zustindigen Behorden erteilt wird. Die ersuchte zentrale Meldestelle
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verweigert ihre Zustimmung zu dieser Weitergabe nur, wenn dies nicht in den Anwendungsbereich ihrer Bestim-
mungen iiber Geldwasche und Terrorismusfinanzierung fallt oder zur Behinderung einer Ermittlung fithren kann oder
auf andere Weise den Grundprinzipien des nationalen Rechts dieses Mitgliedstaats zuwiderlduft. Eine derartige Ver-
weigerung der Zustimmung ist angemessen zu begriinden. Diese Ausnahmefille miissen so definiert werden, dass es
nicht zu Missbrauch und unzuldssigen Einschrinkungen der Weitergabe von Informationen an die zustindigen
Behorden kommen kann.”

36. Artikel 57 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 57

Unterschiedliche Definitionen von Vortaten im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 im jeweiligen nationalen Recht diirfen
dem nicht entgegenstehen, dass die zentralen Meldestellen einer anderen zentralen Meldestelle Amtshilfe leisten, und
sie diirfen auch nicht zu Einschrinkungen des Austauschs, der Verbreitung und der Verwendung von Informationen
gemifl den Artikeln 53, 54 und 55 fuhren.”

37. in Kapitel VI Abschnitt 3 wird folgender Unterabschnitt eingefiigt:

JUnterabschnitt Illa

Zusammenarbeit zwischen den fiir die Beaufsichtigung der Kredit- und Fi-
nanzinstitute zustindigen Behérden und anderen dem Berufsgeheimnis unter-
liegenden Behorden

Artikel 57a

(1)  Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass alle Personen, die fiir die Behorden titig sind oder waren, die fir die
Beaufsichtigung der Kredit- und Finanzinstitute im Rahmen dieser Richtlinie zustindig sind, und die von diesen
zustandigen Behorden beauftragten Wirtschaftspriifer und Sachverstindigen dem Berufsgeheimnis unterliegen.

Unbeschadet der vom Strafrecht erfassten Fille diirfen vertrauliche Informationen, die die in Unterabsatz 1 genannten
Personen in Ausiibung ihrer Pflichten nach dieser Richtlinie erhalten, nur in zusammengefasster oder aggregierter
Form so weitergegeben werden, dass einzelne Kredit- und Finanzinstitute nicht identifiziert werden konnen.

(2)  Absatz 1 steht einem Informationsaustausch zwischen folgenden Stellen nicht entgegen:

a) zustindige Behorden, die im Einklang mit dieser Richtlinie oder anderen fur die Beaufsichtigung der Kredit- und
Finanzinstitute geltenden Gesetzgebungsakten Kredit- und Finanzinstitute innerhalb eines Mitgliedstaats beaufsich-
tigen;

=

zustdndige Behorden, die im Einklang mit dieser Richtlinie oder anderen fiir die Beaufsichtigung der Kredit- und
Finanzinstitute geltenden Gesetzgebungsakten Kredit- und Finanzinstitute in verschiedenen Mitgliedstaaten beauf-
sichtigen, darunter die Europiische Zentralbank (EZB), wenn sie im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr.
1024/2013 des Rates (*) titig wird. Der Austausch von Informationen fallt unter das Berufsgeheimnis gemafl
Absatz 1.

Bis zum 10. Januar 2019 schlieen die zustindigen Behorden, die Kredit- und Finanzinstitute im Einklang mit dieser
Richtlinie tiberwachen, und die EZB, die gemdfl Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 und
Artikel 56 Unterabsatz 1 Buchstabe g der Richtlinie 2013/36/EU des Europiischen Parlaments und des Rates (**)
handelt, mit Unterstiitzung der Europdischen Aufsichtsbehorden eine Vereinbarung tiber die praktischen Modalitdten
fur den Informationsaustausch.

(3)  Fur die Beaufsichtigung der Kredit- und Finanzinstitute zustindige Behorden, die vertrauliche Informationen
gemifl Absatz 1 erhalten, verwenden diese Information nur

a) in Ausiibung ihrer Pflichten nach dieser Richtlinie oder anderen Gesetzgebungsakten im Bereich der Bekimpfung
der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, der Finanzdienstleistungsaufsicht und der Beaufsichtigung von
Kredit- und Finanzinstituten, einschlieSlich der Verhingung von Sanktionen,

b) im Rahmen eines Verfahrens iiber die Anfechtung einer Entscheidung der fiir die Beaufsichtigung der Kredit- und
Finanzinstitute zustindigen Behorde, einschliefSlich bei Gerichtsverfahren,

¢) im Rahmen eines Gerichtsverfahrens, das aufgrund besonderer Bestimmungen des Unionsrechts im Bereich dieser
Richtlinie oder im Bereich der Finanzdienstleistungsaufsicht beziehungsweise Beaufsichtigung von Kredit- und
Finanzinstituten eingeleitet wird.
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(4)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die fiir die Beaufsichtigung der Kredit- und Finanzinstitute zustindigen
Behorden unabhingig von ihrer Art oder ihrem Status fiir die Zwecke dieser Richtlinie im groftmoglichen Umfang
zusammenarbeiten. Eine solche Zusammenarbeit umfasst auch die Fihigkeit, innerhalb der Befugnisse der zustindi-
gen Behorde, um deren Unterstiitzung ersucht wurde, im Namen der ersuchenden zustindigen Behorde Unter-
suchungen durchzufithren, und den anschliefenden Austausch der im Rahmen solcher Untersuchungen gewonnenen
Informationen.

(5)  Die Mitgliedstaaten konnen ihren nationalen Behorden, die fur die Beaufsichtigung der Kredit- und Finanz-
institute zustdndig sind, gestatten, mit den zustindigen Behorden von Drittlindern, die diesen zustidndigen nationalen
Behorden entsprechen, Kooperationsvereinbarungen zwecks Zusammenarbeit und Austauschs vertraulicher Informa-
tionen zu schliefen. Solche Kooperationsvereinbarungen werden auf Basis der Gegenseitigkeit geschlossen und nur
dann, wenn gewihrleistet ist, dass die iibermittelten Informationen zumindest den in Artikel 1 beschriebenen An-
forderungen des Berufsgeheimnisses unterliegen. Die gemifS diesen Kooperationsvereinbarungen ausgetauschten In-
formationen miissen der Erfullung der aufsichtsrechtlichen Aufgaben dieser Behorden dienen.

Stammen die ausgetauschten Informationen aus einem anderen Mitgliedstaat, so diirfen sie nur mit ausdriicklicher
Zustimmung der zustindigen Behorde, die diese Informationen mitgeteilt haben, und gegebenenfalls nur fiir Zwecke,
denen diese Behorde zugestimmt hat, weitergegeben werden.

Artikel 57b

(1)  Ungeachtet des Artikels 57a Absitze 1 und 3 und unbeschadet des Artikels 34 Absatz 2 konnen die Mit-
gliedstaaten den Austausch von Informationen zwischen den zustindigen Behorden innerhalb eines Mitgliedstaats
oder in anderen Mitgliedstaaten, zwischen den zustindigen Behorden und Behorden, die mit der Aufsicht iiber
Unternehmen der Finanzbranche betraut sind, und mit natiirlichen und juristischen Personen in der Ausiibung ihrer
beruflichen Tatigkeit nach Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 und mit den mit der Aufsicht iiber die Finanzmirkte
aufgrund Gesetzes betrauten Behorden gestatten, wenn dieser Austausch im Rahmen der ihnen iibertragenen Auf-
sichtsaufgaben stattfindet.

Die tibermittelten Informationen unterliegen in jedem Fall Anforderungen an eine berufliche Geheimhaltungspflicht,
die den nach Artikel 57a Absatz 1 genannten Anforderungen mindestens gleichwertig sind.

(2)  Ungeachtet des Artikels 57a Absitze 1 und 3 kénnen die Mitgliedstaaten durch nationales Gesetz die Wei-
tergabe bestimmter Informationen an andere nationale Behérden, die aufgrund Gesetzes fiir die Beaufsichtigung von
Kredit- und Finanzinstituten zustindig sind oder denen Zustindigkeiten fur die Bekimpfung oder Ermittlung von
Geldwische, den damit zusammenhingenden Vortaten und Terrorismusfinanzierung iibertragen wurden, gestatten.

Gemifl dem vorliegenden Absatz 2 ausgetauschte vertrauliche Informationen diirfen aber nur der Erfillung der
gesetzlichen Aufgaben der betreffenden Behorden dienen. Personen, die Zugang zu diesen Informationen haben,
unterliegen Anforderungen an eine berufliche Geheimhaltungspflicht, die den nach Artikel 57a Absatz 1 genannten
Anforderungen mindestens gleichwertig sind.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen die Weitergabe bestimmter Informationen im Zusammenhang mit der Uber-
wachung der Einhaltung dieser Richtlinie durch Kreditinstitute an parlamentarische Untersuchungsausschiisse, Rech-
nungshofe und andere mit Untersuchungen befasste Einrichtungen in ihrem Mitgliedstaat unter folgenden Bedingun-
gen gestatten:

a) Die Einrichtungen haben gemifl dem nationalen Recht ein prizises Mandat zur Untersuchung oder Priifung der
Tatigkeiten von Behorden, die fir die Beaufsichtigung dieser Kreditinstitute oder die Rechtsvorschriften fir diese
Aufsicht verantwortlich sind.

b) Die Informationen sind fur die Erfiilllung des Mandats gemafs Buchstabe a unbedingt erforderlich.

¢) Personen, die Zugang zu den Informationen haben, unterliegen einer beruflichen Geheimhaltungspflicht nach
nationalem Recht, die der nach Artikel 57a Absatz 1 mindestens gleichwertig ist.

d) Informationen, die aus einem anderen Mitgliedstaat stammen, diirffen nur mit ausdriicklicher Zustimmung der
zustandigen Behorden, die diese Informationen mitgeteilt haben, und nur fiir Zwecke, denen diese Behorden
zugestimmt haben, weitergegeben werden.”

(*) Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Ubertragung besonderer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Aufsicht tiber Kreditinstitute auf die Europiische Zentralbank (ABLL 287 vom
29.10.2013, S. 63).

(**) Richtlinie 2013/36/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Zugang zur
Titigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Anderung
der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufthebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABL L 176 vom
27.6.2013, S. 338).“
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38. in Artikel 58 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, dass ihre zustindigen Behorden, wenn sie strafrechtlich zu ahndende
VerstofSe feststellen, die Strafverfolgungsbehorden zeitnah davon in Kenntnis setzen.”

39. Artikel 61 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die zustdndigen Behorden sowie — sofern zutreffend — die Selbst-
verwaltungseinrichtungen wirksame und zuverldssige Mechanismen schaffen, um die Meldung moglicher oder
tatsichlicher Verstofle gegen die zur Umsetzung dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften an die
zustdndigen Behorden und — sofern zutreffend — die Selbstverwaltungseinrichtungen zu fordern.

Zu diesem Zweck stellen sie einen oder mehrere sichere Kommunikationskanile fiir die in Unterabsatz 1 genannte
Meldung zur Verfiigung. Durch solche Kanile wird sichergestellt, dass die Identitit der Personen, die Informatio-
nen zur Verfiigung stellen, nur den zustindigen Behorden sowie — sofern zutreffend — den Selbstverwaltungs-
einrichtungen bekannt ist.“

=z

in Absatz 3 werden folgende Unterabsitze angefiigt:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Einzelpersonen, einschlieflich Angestellten und Vertretern des Verpflich-
teten, die intern oder der zentralen Meldestelle einen Verdacht auf Geldwische oder Terrorismusfinanzierung
melden, rechtlich vor Bedrohungen, Vergeltungsmafnahmen oder Anfeindungen und insbesondere vor nachtei-
ligen oder diskriminierenden Maffnahmen im Beschiftigungsverhiltnis geschiitzt werden.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Einzelpersonen, die Bedrohungen, Anfeindungen oder nachteiligen oder
diskriminierenden Mafinahmen im Beschaftigungsverhiltnis ausgesetzt sind, weil sie intern oder der zentralen
Meldestelle einen Verdacht auf Geldwische oder Terrorismusfinanzierung gemeldet haben, berechtigt sind bei der
jeweiligen zustindigen Behorden auf sichere Weise eine Beschwerde einzureichen.. Unbeschadet der Vertraulich-
keit der von der zentralen Meldestelle gesammelten Informationen, sorgen die Mitgliedstaaten auch dafur, dass
solche Einzelpersonen das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf zum Schutz ihrer Rechte gemif diesem
Absatz haben.”

40. folgender Artikel wird eingefiigt:

LArtikel 64a

(1)  Die Kommission wird vom Ausschuss zur Verhinderung der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung (im
Folgenden ,der Ausschuss“) gemdfl Artikel 23 der Verordnung (EU) 2015/847 des Europdischen Parlaments und des
Rates (*) unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 (*¥).

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(*) Verordnung (EU) 2015/847 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 iiber die Ubermitt-
lung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABL L 141 vom
5.6.2015, S. 1).

(**) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Fest-
legung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durch-
fuhrungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL L 55 vom 28.2.2011, S. 13).“

41. Artikel 65 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 65

(1)  Bis zum 11.Januar 2022 und danach alle drei Jahre erarbeitet die Kommission einen Bericht iiber die
Umsetzung dieser Richtlinie und legt ihn dem Europiischen Parlament und dem Rat vor.

Der Bericht enthilt insbesondere Folgendes:

a) eine Darstellung der ergriffenen spezifischen Mafinahmen und der eingerichteten Mechanismen auf Ebene der
Union und der Mitgliedstaaten, um neu auftretende Probleme und neue Entwicklungen, die eine Bedrohung fiir
das Finanzsystem der Union darstellen, zu verhindern und zu bewiltigen;

b) Folgemafnahmen, die auf Ebene der Union und der Mitgliedstaaten auf der Grundlage der ihnen zur Kenntnis
gebrachten Anliegen, einschlielich Beschwerden in Bezug darauf, dass nationale Rechtsvorschriften die Aufsichts-
und Ermittlungsbefugnisse der zustindigen Behorden und Selbstverwaltungseinrichtungen behindern, ergriffen
wurden;
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¢) eine Darstellung der Verfiigbarkeit der einschligigen Informationen, die den zustindigen Behorden und den
zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der
Geldwische und der Terrorismusfinanzierung zur Verfiigung stehen;

=

eine Darstellung der internationalen Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs zwischen den zustindigen
Behorden und den zentralen Meldestellen;

e) eine Darstellung der Mafnahmen, die die Kommission ergreifen muss, um zu iiberpriifen, dass die Mitgliedstaaten
Mafnahmen zur Erfiillung dieser Richtlinie ergriffen haben, und um neu auftretende Probleme und neue Entwick-
lungen in den Mitgliedstaaten zu beurteilen;

f) eine Analyse der Durchfithrbarkeit von spezifischen Mafnahmen und Mechanismen auf Ebene der Union und der
Mitgliedstaaten beziiglich der Moglichkeiten, die Angaben tiber die wirtschaftlichen Eigentiimer von Gesellschaften
und anderen juristischen Personen mit Sitz auflerhalb der Union zu erfassen und darauf zuzugreifen, und
beziiglich der Verhaltnismafigkeit der Mafnahmen im Sinne von Artikel 20 Buchstabe b.

g) cine Beurteilung der Frage, inwieweit die in der Charta der Grundrechte der Europdischen Union anerkannten
Grundrechte und Grundsitze gewahrt wurden.

Dem ersten Bericht, der bis zum 11.Januar 2022 verdffentlicht wird, werden, falls erforderlich, geeignete Gesetz-
gebungsvorschlige beigefiigt, beispielsweise in Bezug auf virtuelle Wihrungen, Ermachtigungen zur Einrichtung und
Pflege einer fiir die zentralen Meldestellen zugidnglichen zentralen Datenbank fiir die Erfassung von Benutzeridenti-
titen und Adressen von Anbietern elektronischer Geldborsen sowie Eigenerklarungsformulare fiir Nutzer virtueller
Wiahrungen und in Bezug auf die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Vermogensabschopfungsstellen
der Mitgliedstaaten und eine risikobasierte Anwendung der in Artikel 20 Buchstabe b genannten Mafinahmen.

(2)  Bis zum ...1.Juni 2019 bewertet die Kommission die Rahmenbedingungen fiir die Zusammenarbeit der
zentralen Meldestellen mit Drittlindern sowie Hindernisse und Mdglichkeiten zur Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen den zentralen Meldestellen in der Union, einschlieBlich der Moglichkeit, einen Koordinierungs- und Unter-
stittzungsmechanismus einzurichten.

(3)  Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls einen Bericht vor, in dem
beurteilt wird, inwiefern es notwendig und verhiltnismafig ist, den Prozentsatz fur die Identifizierung der wirt-
schaftlichen Eigentiimer von juristischen Personen zu senken, wenn man bedenkt, dass internationale Organisationen
und Einrichtungen fiir die Festlegung von Standards mit Kompetenzen im Bereich der Verhinderung von Geldwasche
und der Bekdmpfung der Terrorismusfinanzierung infolge einer neuen Bewertung eine diesbeziigliche Empfehlung
abgegeben haben, und ihnen bei Bedarf einen Legislativvorschlag unterbreiten.

42. Artikel 67 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser Richt-
linie bis zum 26. Juni 2017 nachzukommen.

Die Mitgliedstaaten wenden Artikel 12 Absatz 3 ab dem 10. Juli 2020 an.
Die Mitgliedstaaten richten die Register gemif$ Artikel 30 bis zum 10. Januar 2020 und die in Artikel 31 genannte
Register bis zum 10. Marz 2020 und die zentralen automatischen Mechanismen gemaf Artikel 32a bis zum 10. Sep-

tember 2020 ein.

Die Kommission sorgt bis zum 10. Midrz 2021 gemeinsam mit den Mitgliedstaaten fiir die Vernetzung der Register
gemafd den Artikeln 30 und 31.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der Vorschriften gemdfl diesem Absatz unverziiglich mit.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veréffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser
Bezugnahme."

43. die Einleitung von Anhang II Nummer 3 erhilt folgende Fassung:

,(3) Faktoren beziiglich des geografischen Risikos — Registrierung, Niederlassung, Wohnsitz in:*
44. Anhang III wird wie folgt gedndert:

a) in Nummer 1 wird folgender Buchstabe angefugt:

,g) der Kunde ist ein Drittstaatsangehoriger, der Aufenthaltsrechte oder die Staatsbiirgerschaft eines Mitgliedstaats
im Austausch gegen die Ubertragung von Kapital, den Kauf von Immobilien oder Staatsanleihen oder In-
vestitionen in Gesellschaften in diesem Mitgliedstaat beantragt.”
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b) Nummer 2 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) Geschiftsbeziehungen oder Transaktionen ohne personliche Kontakte und ohne bestimmte Sicherungs-
mafnahmen wie elektronische Mittel fiir die Identitdtsfeststellung, einschldgige Vertrauensdienste gemafd
der Definition in der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 oder andere von den einschligigen nationalen
Behorden regulierte, anerkannte, gebilligte oder akzeptierte sichere Verfahren zur Identifizierung aus der
Ferne oder auf elektronischem Weg;"

ii) folgender Buchstabe wird angefiigt:

,f) Transaktionen in Bezug auf Ol, Waffen, Edelmetalle, Tabakerzeugnisse, Kulturgiiter und andere Artikel von
archidologischer, historischer, kultureller oder religioser Bedeutung oder von auflergewohnlichem wissen-
schaftlichen Wert sowie Elfenbein und geschiitzte Arten.”

Artikel 2
Anderung der Richtlinie 2009/138/EG
In Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2009/138/EG wird folgende Ziffer angefiigt:

,iv) Behorden, die fiir die Uberwachung der Einhaltung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und
des Rates (*) durch die in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der genannten Richtlinie aufgefithrten Verpflichteten
zustindig sind;

() Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20.Mai 2015 zur Verhinderung der
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwische und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie
2005/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABL L 141
vom 5.6.2015, S. 73)."

Artikel 3
Anderung der Richtlinie 2013/36/EU
In Artikel 56 Absatz 1 der Richtlinie 2013/36/EU wird folgender Buchstabe angefiigt:

,g) Behorden, die fiir die Uberwachung der Einhaltung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und
des Rates (*) durch die in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der genannten Richtlinie aufgefiihrten Verpflichteten
zustdndig sind.

() Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20.Mai 2015 zur Verhinderung der
Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwésche und der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie
2005/60/EG des Europdischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABI. L 141
vom 5.6.2015, S. 73).¢

Attikel 4
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie bis zum
10. Januar 2020 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit.

Bei Erlass dieser Mafnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Mafinahmen selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf die vorliegende Richtlinie Bezug.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Artikel 6
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Strafburg am 30. Mai 2018.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident

A. TAJANI L. PAVLOVA



	Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (Text von Bedeutung für den EWR)

